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Norm

AsylG 1997 §7

AsylG 1997 88 Abs1

AsylG 2005 810

AVG 866 Abs4

AsylG 2005 § 10 heute

AsylG 2005 § 10 gultig ab 12.06.2026 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 39/2026

AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 11.06.2026zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 145/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.11.2017 bis 31.10.2017 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 84/2017
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.10.2017zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 68/2013
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2014 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 87/2012
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.07.2011 bis 31.12.2013zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 38/2011
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2010 bis 30.06.2011 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 122/2009
AsylG 2005 8 10 gultig von 01.04.2009 bis 31.12.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 29/2009
AsylG 2005 § 10 gultig von 09.11.2007 bis 31.03.2009zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 75/2007
AsylG 2005 § 10 gultig von 01.01.2006 bis 08.11.2007
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-
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. AVG 8 66 heute
2. AVG 8§ 66 giiltig ab 01.01.1999 zuletzt geandert durch BGBI. | Nr. 158/1998
3. AVG § 66 glltig von 01.02.1991 bis 31.12.1998

Spruch
D1 256715-1/2010/19E
IM NAMEN DER REPUBLIK!

Der Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. STRACKER als Vorsitzenden und den Richter Mag. KANHAUSER als
Beisitzer Uber die Beschwerde des XXXX, StA. Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
06.12.2004, ZI. 04 08.751-BAL, nach Durchfiihrung einer mindlichen Verhandlung am 25.01.2011 zu Recht erkannt:Der
Asylgerichtshof hat durch den Richter Mag. STRACKER als Vorsitzenden und den Richter Mag. KANHAUSER als Beisitzer
Uber die Beschwerde des romisch 40 , StA. Russische Foderation, gegen den Bescheid des Bundesasylamtes vom
06.12.2004, ZI. 04 08.751-BAL, nach Durchfuhrung einer mindlichen Verhandlung am 25.01.2011 zu Recht erkannt:

I. Die Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte I. und Il. gemaR § 7 Asylgesetz 1997 - AsylG, BGBI. | Nr. 76, und §
8 Abs. 1 Asylgesetz 1997 - AsylG, BGBI. | Nr. 76 idF BGBI. | Nr. 101/2003, als unbegriindet abgewiesen.romisch eins. Die
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Beschwerde wird hinsichtlich der Spruchpunkte rémisch eins. und rémisch zwei. gemaR Paragraph 7, Asylgesetz 1997 -
AsylG, BGBI. rémisch eins Nr. 76, und Paragraph 8, Absatz eins, Asylgesetz 1997 - AsylG, BGBI. romisch eins Nr. 76 in
der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, als unbegrindet abgewiesen.

Il. Der Beschwerde wird hinsichtlich Spruchpunkt Ill. stattgegeben und dieser Spruchpunkt gemall & 66 Abs. 4
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, BGBI. Nr. 51, ersatzlos behoben.romisch zwei. Der Beschwerde
wird hinsichtlich Spruchpunkt rémisch drei. stattgegeben und dieser Spruchpunkt gemal3 Paragraph 66, Absatz 4,
Allgemeines Verwaltungsverfahrensgesetz 1991 - AVG, Bundesgesetzblatt Nr. 51, ersatzlos behoben.

Text
Entscheidungsgrinde:

I.1. Der (nunmehrige) Beschwerdeflhrer, ein der tschetschenischen Volksgruppe zugehoriger Staatsburger der
Russischen Féderation, stellte in Osterreich am 25.04.2004 einen Antrag auf Gewéhrung von Asyl, nachdem er tags
zuvor zusammen mit seiner Frau illegal in das Bundesgebiet gelangt war.romisch eins.1. Der (nunmehrige)
Beschwerdeftihrer, ein der tschetschenischen Volksgruppe zugehdriger Staatsburger der Russischen Foderation, stellte
in Osterreich am 25.04.2004 einen Antrag auf Gewahrung von Asyl, nachdem er tags zuvor zusammen mit seiner Frau
illegal in das Bundesgebiet gelangt war.

2. Im Rahmen einer niederschriftlichen Einvernahmen vor dem Bundesasylamt, AuRBenstelle Linz, gab der
BeschwerdefUhrer in Bezug auf seine Fluchtgrinde im Wesentlichen an, im ersten Tschetschenienkrieg die Rebellen
unterstitzt zu haben, selbst jedoch nicht an Kampfhandlungen beteiligt gewesen zu sein. Gleichzeitig bejahte er die
Frage der einvernehmenden Organwalterin, Tschetschenien "wegen der burgerkriegsahnlichen Situation und der
damit verbundenen Gefahren" verlassen zu haben. Offizielle behérdliche VerfolgungsmalRinahmen habe es nicht gegen
ihn gegeben. Es gebe aber standig "Sauberungen durch russische Soldaten", junge Leute wirden grundlos
mitgenommen, gefoltert und kehrten nicht mehr zurlck. Er selbst sei im Jahr 2000 einmal von russischen Soldaten
grundlos verprigelt worden, weil er diesen nicht gesagt habe, "wo Wodka verkauft wird". Auch sei sein Haus durch
Raketenbeschuss im ersten Tschetschenienkrieg zur Halfte zerstért worden. Wenn er von bevorstehenden
Sauberungen erfahren habe, sei er oft zu seiner Tante nach Dagestan gefahren und habe sich dann dort aufgehalten.
Im Falle einer Rickkehr in die Russische Foderation wirde man ihn aufgrund seiner Flucht verdachtigen, sich etwas zu
Schulden kommen haben zu lassen.

3. Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 06.12.2004, ZI. 04 08.751-BAL, wurde der Asylantrag vom 25.04.2004 gemaR
§8 7 Asylgesetz 1997, BGBI | Nr. 76/1997 idF BGBI | Nr. 126/2002, abgewiesen (Spruchpunkt I.) und festgestellt, dass die
Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Beschwerdefiihrers in die Russische Foderation gemal § 8
Absatz 1 Asylgesetz 1997, BGBI | Nr. 76/1997 (AsylG) idgF, zuldssig sei (Spruchpunkt Il.). Zugleich wurde der
Beschwerdefiihrer gemaR § 8 Absatz 2 AsylG aus dem Osterreichischen Bundesgebiet ausgewiesen (Spruchpunkt 111.)3.
Mit Bescheid des Bundesasylamtes vom 06.12.2004, ZI. 04 08.751-BAL, wurde der Asylantrag vom 25.04.2004 gemal
Paragraph 7, Asylgesetz 1997, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 126 aus 2002,, abgewiesen (Spruchpunkt rémisch eins.) und festgestellt, dass die ZurGckweisung, Zurlckschiebung
oder Abschiebung des Beschwerdefihrers in die Russische Foderation gemafld Paragraph 8, Absatz 1 Asylgesetz 1997,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 76 aus 1997, (AsylG) idgF, zulassig sei (Spruchpunkt rémisch zwei.). Zugleich wurde der
Beschwerdefiihrer gemall Paragraph 8, Absatz 2 AsylG aus dem O&sterreichischen Bundesgebiet ausgewiesen
(Spruchpunkt romisch drei.).

Begrindend fuhrte die belangte Behdrde dabei kurz zusammengefasst aus, dass das Vorbringen des
Beschwerdefiihrers der rechtlichen Beurteilung zu Grunde gelegt werde, aus diesem jedoch "keine GFK-Relevanz"
abzuleiten gewesen sei. Die vom Beschwerdefihrer ins Treffen gefiihrte Unterstitzung von Widerstandskampfern im
ersten Tschetschenienkrieg stehe weder in einem kausalen Zusammenhang zu seiner im Jahre 2003 erfolgten Ausreise
und habe auch zeitlich gesehen nicht bis zu dieser angedauert. Die allgemein schwierigen Lebensumstande in der
Heimat des Beschwerdeflhrers seien wiederum von diesem hinzunehmen, da das Asylrecht nicht die Aufgabe habe,
vor allgemeinen Unglicksfolgen zu bewahren. Weiters werde darauf hingewiesen, dass sich der Beschwerdefihrer
allfalligen Verfolgungshandlungen auch durch einen Wohnsitzwechsel in einen anderen Teil der Russischen Foderation
entziehen kénne, da dieser selbst angegeben habe, schon in der Vergangenheit bei seiner Tante in Dagestan vor
Ubergriffen oder anderen Beeintrichtigungen sicher gewesen zu sein.
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4. Gegen den dem BeschwerdefUhrer mit 21.12.2004 per Hinterlegung zugestellten Bescheid wurde mit 04.01.2005
rechtzeitig Berufung erhoben. Darin wird einerseits der Annahme einer innerstaatlichen Fluchtalternative entgegen
getreten und andererseits neu vorgebracht, dass der Beschwerdefihrer auch zweimal aus ethnischen und politischen
Grinden inhaftiert und dabei gefoltert worden sei; erst durch Losegeldzahlungen durch seine Eltern sei er frei
gekommen. Nach seinen Verhaftungen habe die Ehefrau des Beschwerdeflhrers bei ihren Eltern gelebt, er selbst habe
sich bei Verwandten und Freunden an verschiedenen Orten versteckt, darunter auch bei seiner Tante, welche sieben

Kilometer von der tschetschenisch-dagestanischen Grenze entfernt wohne.

5. Nach Erhebung einer Sdumnisbeschwerde an den Verwaltungsgerichtshof mit Schriftsatz vom 31.10.2005 wies der
Unabhangige Bundesasylsenat diese Berufung ohne Durchfihrung einer mindlichen Verhandlung mit Bescheid vom
01.02.2006, ZI. 256.715/0-111/07/05, gemall 8 7 und 8 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997 ab und wies den nunmehrigen
Beschwerdefihrer aus dem 6sterreichischen Bundesgebiet nach Dagestan aus.5. Nach Erhebung einer
Saumnisbeschwerde an den Verwaltungsgerichtshof mit Schriftsatz vom 31.10.2005 wies der Unabhdngige
Bundesasylsenat diese Berufung ohne Durchfihrung einer miindlichen Verhandlung mit Bescheid vom 01.02.2006, ZI.
256.715/0-111/07/05, gemal’ Paragraph 7 und Paragraph 8, Absatz eins, Asylgesetz 1997 ab und wies den nunmehrigen
Beschwerdefiihrer aus dem &sterreichischen Bundesgebiet nach Dagestan aus.

In der Bescheidbegrindung wurden dabei zundchst die Lander- sowie die sonstigen Sachverhaltsfeststellungen des
angefochtenen Bescheides des Bundesasylamtes zum Inhalt erhoben und in der Folge ausgefuhrt, dass eine Ruckkehr
des Beschwerdefiihrers nach Tschetschenien nicht in Betracht komme, da er dort vor dem Hintergrund seiner eigenen
Angaben und den Feststellungen des Bundesasylamtes Gefahr liefe, asylrechtlich relevanter Bedrohung ausgesetzt zu
sein. Dem Beschwerdefiihrer stehe jedoch die zumutbare Alternative offen, bei seiner Tante in Dagestan Zuflucht zu
suchen, da er eine Gefdhrdung in Dagestan in Form einer Festnahme durch die Miliz bei Bestehen eines allfalligen
Verdachts lediglich als abstrakte Moglichkeit in den Raum gestellt habe. Andere Umstande bzw. Probleme, die einen
Verbleib bei der ebenfalls der tschetschenischen Volksgruppe zugehérigen Tante in Dagestan unzumutbar erscheinen
lieBen, habe der Beschwerdefiihrer nicht vorgebracht. Da dieser schon die Frage nach offiziellen behdrdlichen
VerfolgungsmaRnahmen gegen seine Person in Tschetschenien verneint habe, seien solche in Dagestan noch weniger
wahrscheinlich. Als (relativ) jungem Mann sei es dem Beschwerdefiihrer in Anbetracht der vorhandenen
verwandtschaftlichen AnknUpfungspunkte und Unterstitzung auch grundsatzlich zumutbar, sich mit Hilfs- und
Gelegenheitsarbeiten "durchzuschlagen".

6. Einer gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof gab dieser mit Erkenntnis vom
17.11.2010, Zlen. 2008/23/0254-13, 0255-12, statt, indem der bekdmpfte Bescheid hinsichtlich der Spruchpunkte I. und
Il. wegen Rechtswidrigkeit infolge Verletzung von Verfahrensvorschriften und hinsichtlich Spruchpunkt Il wegen
Rechtswidrigkeit des Inhalts aufgehoben wurde.6. Einer gegen diesen Bescheid erhobenen Beschwerde an den
Verwaltungsgerichtshof gab dieser mit Erkenntnis vom 17.11.2010, Zlen. 2008/23/0254-13, 0255-12, statt, indem der
bekdmpfte Bescheid hinsichtlich der Spruchpunkte rémisch eins. und romisch zwei. wegen Rechtswidrigkeit infolge
Verletzung von Verfahrensvorschriften und hinsichtlich Spruchpunkt rémisch drei wegen Rechtswidrigkeit des Inhalts
aufgehoben wurde.

7. Der mit 01.07.2008 an die Stelle des Unabhangigen Bundesasylsenats getretene Asylgerichtshof hat am 25.01.2011
zur Ermittlung des malgeblichen Sachverhalts im Beisein eines Dolmetschers fur die russische Sprache eine
offentliche mindliche Verhandlung durchgefihrt, in welcher der Beschwerdeflhrer und seine Frau als Beteiligte (D1
256718) ausfihrlich zu ihren maBgeblichen Fluchtgrinden befragt wurden. Die belangte Behdrde wurde
ordnungsgemald geladen, folgte der Ladung jedoch entschuldigt nicht.

Il. Der Asylgerichtshof hat erwogen:rémisch zwei. Der Asylgerichtshof hat erwogen:
1. Nachstehender Sachverhalt wird der Entscheidung zugrunde gelegt:

Der Beschwerdefthrer fuhrt den im Spruch genannten Namen, ist Staatsangehdriger der Russischen Foderation und
der tschetschenischen Volksgruppe zugehdrig. Seine Identitdt steht fest. Er ist seit XXXX mit der russischen
Staatsangehorigen XXXX (D1 256718) verheiratet, die am 25.04.2004 einen Antrag auf Erstreckung des dem
Beschwerdefiihrer zu gewahrenden Asyls gestellt hat.Der Beschwerdefihrer flhrt den im Spruch genannten Namen,
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ist Staatsangehdriger der Russischen Fdderation und der tschetschenischen Volksgruppe zugehorig. Seine Identitat
steht fest. Er ist seit romisch 40 mit der russischen Staatsangehérigen rémisch 40 (D1 256718) verheiratet, die am
25.04.2004 einen Antrag auf Erstreckung des dem Beschwerdeflhrer zu gewahrenden Asyls gestellt hat.

Der Beschwerdefuhrer brachte am 25.04.2004 einen Asylantrag ein, nachdem er zusammen mit seiner Frau tags zuvor
illegal in das 6sterreichische Bundesgebiet eingereist war und befindet sich seit diesem Zeitpunkt durchgehend in
Osterreich.

Es kann nicht festgestellt werden, dass der Beschwerdefiihrer seinen Herkunftsstaat aus wohlbegrindeter Furcht vor
Verfolgung verlassen hat oder nach einer allfalligen Rickkehr mit maligeblicher Wahrscheinlichkeit asylrelevante
Ubergriffe zu beflirchten hitte. Weiters liegen keine stichhaltigen Griinde vor, dass dieser konkret Gefahr liefe, in
seinem Herkunftsstaat der Folter, einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe bzw. der
Todesstrafe unterworfen zu werden.

Zur politischen und menschenrechtlichen Situation im Herkunftsstaat des Beschwerdefiihrers werden folgende
Feststellungen getroffen:

Allgemeines

Die Tschetschenische Republik ist eines der 83 Subjekte der Russischen Fdderation. Die sieben mehrheitlich
moslemischen Republiken im Nordkaukasus wurden jingst zu einem neuen Féderationsbezirk mit der Hauptstadt
Pjatigorsk zusammengefasst. Die Tschetschenen sind bei weitem die grof3te der zahlreichen kleinen Ethnien im
Nordkaukasus. Tschetschenien selbst ist (kriegsbedingt) eine monoethnische Einheit (93 % der Bevdlkerung sind
Tschetschenen), fast alle sind islamischen Glaubens (sunnitische Richtung). Die Tschetschenen sind das alteste im
Kaukasus ansassige Volk und nur mit den benachbarten Inguschen verwandt. Freiheit, Ehre und das Streben nach
(staatlicher) Unabhangigkeit sind die héchsten Werte in der tschetschenischen Gesellschaft, Furcht zu zeigen gilt als
auBerst unehrenhaft. Sehr wichtig ist auch der Respekt gegeniber dlteren Personen und der Zusammenhalt in der
(Grof3-)Familie, den Taips (Clans) und Tukkums (Tribes). Eine groRBe Bedeutung hat auch das Gewohnheitsrecht Adat. Es
gibt sprachliche und mentalitatsmaRige Unterschiede zwischen den Flachland- und den Bergtschetschenen.

In Tschetschenien hatte es nach dem Ende der Sowjetunion zwei Kriege gegeben. 1994 erteilte der damalige russische
Prasident Boris Jelzin den Befehl zur militdrischen Intervention. FUnf Jahre spater begann der zweite
Tschetschenienkrieg, russische Bodentruppen besetzten Grenze und Territorium der Republik Tschetschenien. Die
Hauptstadt Grosny wurde unter Beschuss genommen und bis Januar 2000 fast vollig zerstort. Beide Kriege haben
bisher 160.000 Todesopfer gefordert. Zwar liefern sich tschetschenische Rebellen immer wieder kleinere Gefechte mit
tschetschenischen und russischen Regierungstruppen, doch seit der Ermordung des friheren Prasidenten
Tschetscheniens, Aslan Maschadow, durch den russischen Geheimdienst FSB im Marz 2005 hat der bewaffnete
Widerstand an Bedeutung verloren.

Nach dem Rucktritt seines Vorgangers Alu Alchanow im Februar 2007 hat der bisherige Ministerprasident Ramsan
Kadyrow am 05.04.2007 das Amt des tschetschenischen Prasidenten angetreten. Er hat seine Macht in der
Zwischenzeit gefestigt und zu einem Polizeistaat ausgebaut. Seit 2. September 2010 tragt Kadyrow den Titel
"Oberhaupt" Tschetscheniens.

Der von Russland unterstltzte Prasident Ramsan Kadyrow verfolgt offiziell das Ziel Ruhe, Frieden und Stabilitat in
Tschetschenien zu garantieren und den Einwohnern seines Landes Zugang zu Wohnungen, Arbeit, Bildung,
medizinischer Versorgung und Kultur zu bieten. Der russische Prasident Medwedew versucht Tschetschenien auch
durch Wirtschaftshilfe zu "befrieden".

Neben der endglltigen Niederschlagung der Separatisten und der Wiederherstellung bewohnbarer Stadte ist eine
wichtige Komponente dieses Ziels die Wiederbelebung der tschetschenischen Traditionen und des tschetschenischen
Nationalbewusstseins. Kadyrow fordert das Bekenntnis zum Islam, warnt allerdings vor extremistischen Stromungen
wie dem Wahhabismus. Viele Moscheen wurden wiederaufgebaut, die Zentralmoschee von Grosny ist die groRte in
Russland. Jeder, der in Verdacht steht, ihn und seine Regierung zu kritisieren, wird verfolgt. Eine organisierte politische
Opposition gibt es daher nicht. Die 16.000 Mann starken Einheiten Kadyrows sind flr viele
Menschenrechtsverletzungen in Tschetschenien bis heute verantwortlich.

(Quellen: http://de.wikipedia.org/wiki/Tschetschenien, Zugriff 11.01.2011, Ramsan Kadyrow,



http://de.wikipedia.org/wiki/Ramsan_Achmatowitsch_Kadyrow, Zugriff 11.01.2011, Schweizerische Flichtlingshilfe,
Nordkaukasus:

Sicherheits- und Menschenrechtslage vom 25.11.2009, Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und
abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom 04.04.2010, Analyse der Staatendokumentation,
Russische Foderation/Tschetschenien, Adat-Blutrache vom 5.11.2009, Martin Malek, Understanding Chechen Culture,
Der Standard vom 19.01.2010, Eurasisches Magazin vom 03.05.2010, Analyse der Staatendokumentation zur Situation
der Frauen in Tschetschenien vom 08.04.2010, )

1. Allgemeine Sicherheitssituation

Prasident Ramsan Kadyrow hat in Tschetschenien ein repressives, stark auf seine Person zugeschnittenes Regime
etabliert, was die Betatigungsmoglichkeiten fir die Zivilgesellschaft auf ein Minimum reduziert. Trotz deutlicher
Wiederaufbauerfolge ist die 6konomische Lage in Tschetschenien desolat, es gibt kaum Beschaftigungsmaoglichkeiten
aulierhalb des staatlichen Sektors. Nach zwei Jahren mit deutlichen Fortschritten sowohl bei der Sicherheitsals auch
bei der Menschenrechtslage hatte sich die Situation in beiden Bereichen in den Jahren 2008 und 2009 insgesamt
wieder verschlechtert. Berichtet wurde von verstarktem Zulauf zu den in der Republik aktiven Rebellengruppen und
erhdhter Anschlagstatigkeit. Im gesamten Nordkaukasus soll es nach Angaben des FSB 600 bis 700 aktive Rebellen
geben. Nach glaubhaften Angaben von Menschenrechts-NGOs reagierten die Behérden in einigen Fallen mit dem
Abbrennen der Wohnhduser der Familien von Personen, die sich den Rebellen angeschlossen haben. Die
Entfihrungszahlen stiegen wieder an: Memorial hat 74 Entfihrungsfalle fir die erste Jahreshalfte 2009 registriert (im
Gesamtjahr 2008 waren es im Vergleich 42). Die Entfihrungen wurden gréRtenteils den (vor allem republikinternen)
Sicherheitskraften zugeschrieben. Weiterhin werden zahlreiche Falle von Folter gemeldet. Unter Anwendung von Folter
erlangte Gestandnisse werden (nach Informationen von Memorial) - auch aulRerhalb Tschetscheniens - regelmaRig in
Gerichtsverfahren als Grundlage von Verurteilungen genutzt.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
04.04.2010, Seite 18)

Den Machthabern in Russland ist es gelungen, den Konflikt zu "tschetschenisieren”, das heil3t, es kommt nicht mehr zu
offenen Kampfen zwischen russischen Truppen und Rebellen, sondern zu Auseinandersetzungen zwischen der Miliz
von Ramsan Kadyrow und anderen "pro-russischen" Kraften/Milizen - die sich zu einem erheblichen Teil aus friheren
Rebellen zusammensetzen - einerseits sowie den verbliebenen, eher in der Defensive befindlichen Rebellen
andererseits. Die bewaffnete Opposition wird mittlerweile von islamistischen Kraften dominiert, welche allerdings
kaum Sympathien in der Bevdlkerung genielRen. Die bewaffneten Auseinandersetzungen konzentrierten sich auf
entlegene Bergregionen.

Seit Jahresbeginn 2010 ist es in Tschetschenien jedoch zu einem spurbaren Rlckgang von Rebellen-Aktivitaten
gekommen. Diese werden durch Anti-Terror Operationen in den Gebirgsregionen massiv unter Druck gesetzt, was
teilweise ein Ausweichen der Kdmpfer in die Nachbarrepubliken Dagestan und Inguschetien bewirkt. Die Macht von
Ramsan Kadyrow, ist in Tschetschenien unumstritten. Politische Beobachter meinen, Ersatz fir Kadyrow zu finden
ware sehr schwierig, da er alle potentiellen Rivalen ausgeschalten habe, Uber privilegierte Beziehungen zum Kreml und
zu Ministerprasident Putin verflige und sich groRer Beliebtheit unter der Bevdlkerung erfreue.

(Asyllanderbericht Russland der Osterreichischen Botschaft in Moskau, Stand 21.10.2010, Seite 15)

Der stetige Ruckgang der foderalen Streitkrafte nach Ende der "heiBen" Phase des zweiten Krieges ab 2002 kann als
Zeichen flr die verbesserte Sicherheitslage verstanden werden. Der Riickzug der russischen Truppen war nicht nur
durch die Stabilisierung der Sicherheitslage, sondern auch durch die sukzessive Ubergabe der Verantwortung auf
lokale tschetschenische Streitkrafte, die erst in den letzten Jahren anwuchsen, mdéglich. Die andauernde Stationierung
foderaler Sicherheitskrafte in Tschetschenien und der trotz der Beendigung der von 1999 bis 2009 dauernden Anti-
Terror-Organisation (ATO) nicht erfolgte Abzug zeigen, dass die tschetschenischen Sicherheitskrafte weiterhin foderale
Unterstltzung im Kampf gegen die Rebellen bendétigen. Andererseits kann auch davon ausgegangen werden, dass
Moskau seine Truppen vermutlich aus mangelndem Vertrauen in Kadyrow weiterhin dort stationiert lasst. Die in den
letzten Monaten ergriffenen MaBnahmen und die Wortwahl der Prasidenten Medwedew und Kadyrow sowie des
Ministerprasidenten Putin zeigen jedenfalls, dass man zur Bekampfung des "Terrorismus" im Nordkaukasus insgesamt
weiterhin eher auf militarische Gewalt setzt, und soziale und wirtschaftliche Malinahmen eine untergeordnete Rolle



spielen.

Medwedew fordert weiterhin "brutale MaBnahmen" gegen Terroristen und spricht von einem "schonungslosen Kampf"
gegen die Rebellengruppen. Auch in Zusammenhang mit den Anschldgen auf die Moskauer U-Bahn im Mdrz 2010 oder
den Anschlag auf ein Kaffeehaus in Pjatigorsk im August 2010 sprach sich Medwedew fur die "Zerstdrung" der Kampfer
aus. In Anbetracht der 2014 in Sotschi stattfindenden olympischen Winterspiele wird gemutmalt, dass Medwedew
meinen konnte, allein die Anwendung roher Gewalt konne die Region gentigend stabilisieren um die Abhaltung der
Spiele nicht zu gefahrden.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
14)

Zusammenfassend ist auszufuihren, dass nach Beendigung der Anti-Terror-Organisation 2009 temporar wieder
vermehrt Anschlage in Tschetschenien zu verzeichnen waren. Die 2009 sprunghaft angestiegene Anzahl an
Selbstmordanschlagen ist 2010 wieder stark eingebrochen. Der jingste Angriff auf die Heimatstadt Kadyrows Zenteroi
am 29. August 2010 lasst keine Zweifel, dass die tschetschenischen Rebellen auch zu taktisch herausfordernden
Aktionen fahig sind. Von einer Starkung der Widerstandsbewegung, die in der nachsten Zeit zu einem Ausbruch
groRerer Kamphandlungen fihren kdnnte, ist jedoch nicht auszugehen.

Wenngleich sich die Sicherheitslage im Sinne dessen, dass keine grol3flachigen Kampfhandlungen stattfinden und es zu
keiner Vertreibung der Zivilbevdlkerung kommt stabilisiert hat, so zeigt sich also, dass dies nicht zuletzt auf die
repressive Machtausibung Ramsan Kadyrows und seiner Sicherheitskrafte zurtickzufihren ist. Das teilweise brutale
und in einigen Fallen als menschenrechtswidrig zu bezeichnende Vorgehen der Sicherheitskrafte (fir das diese kaum
belangt werden) bringt zwar auch Resultate mit sich, da immer wieder auch fihrende Kampfer "neutralisiert", also
getotet oder verhaftet werden. Dadurch konnte die Sicherheitslage in Tschetschenien weitgehend stabilisiert werden.
Andererseits tragt dieses Vorgehen dazu bei, dass sich auch junge Menschen, die sich zunachst nicht mit radikal-
islamischem Gedankengut identifizieren, der Widerstandsbewegung anschlieen. Deshalb wird die Rebellenbewegung
auch in nachster Zeit nicht an Schlagkraft verlieren. Eine nachhaltige Befriedung ist also weiterhin nicht absehbar, die
in Zusammenhang mit Tschetschenien so oft zitierte Gewaltspirale dreht sich weiter.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Féderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite 4-
5)

2. Verfolgungsgefahr
2.1. Zivilbevolkerung

Glaubwurdigen Berichten von NGOs, internationalen Organisationen und der Presse zufolge haben sich auch nach
dem von offizieller Seite festgestellten Abschluss des "politischen Prozesses" zur Uberwindung des
Tschetschenienkonflikts dort erhebliche Menschenrechtsverletzungen durch russische und pro-russische
tschetschenische Sicherheitskrafte gegenlber der tschetschenischen Zivilbevolkerung fortgesetzt.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010, Seite 18)

Bei Sondereinsatzen der Anti-Terror-Organisation geraten gelegentlich auch Zivilisten ins Schussfeld, wie etwa ein
Vorfall im inguschetisch-tschetschenischen Grenzgebiet im Februar 2010 zeigt:

Bei diesem Sondereinsatz kamen je nach Angaben zwischen vier und 14 Zivilisten ums Leben. Zudem steht der
Vorwurf im Raum, dass Sicherheitskrafte getotete Zivilisten manchmal als Kampfer bezeichnen wirden, um die
Statistik zu schonen. Die derzeit stattfindenden Kdmpfe fuhren jedoch nicht zu einer Vertreibung der Zivilbevélkerung.

In den letzten Jahren kehrten nicht nur tausende Binnenfllichtlinge in ihre Hauser zurlck, sondern auch
Tschetschenen, die nach Europa flichteten. Das subjektive Unsicherheitsgefihl verhindert eine solche Ruckkehr
scheinbar nicht. Dennoch darf nicht auller Acht gelassen werden, dass in Tschetschenien weiterhin
Menschenrechtsverletzungen wie willkurliche Verhaftungen oder unmenschliche Behandlung durch Sicherheitskrafte
stattfinden und fragwurdige MalRnahmen wie die Kollektivbestrafung von Kadyrow und anderen tschetschenischen

Amtstragern gutgeheil3en werden.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite 5)



Die strafrechtliche Verfolgung der Menschenrechtsverletzungen ist unzureichend. Bisher gibt es nur sehr wenige
Verurteilungen. Im April 2006 verurteilte ein Gericht in Rostow den Vertragssoldaten Kriwoschenok zu 18 Jahren Haft
wegen der ErschieBung dreier tschetschenischer Zivilisten im November 2005. Im Juni 2007 verhangte dasselbe Gericht
in der "Sache Ulman" Haftstrafen zwischen neun und 14 Jahren gegen vier Offiziere wegen der ErschieBung von sechs
tschetschenischen Zivilisten im Dezember 2002. Ulman und Mittater waren zuvor zwischen 2002 und 2005 zweimal
von Geschworenengerichten freigesprochen worden, bis der russische Verfassungsgerichtshof diese Freispriche
kassierte und eine erneute gerichtliche Prifung des Falls anordnete. Drei der Verurteilten sind allerdings
untergetaucht. Fir Aufsehen sorgte die vorzeitige Entlassung von Ex-Oberst Budanow. Er war 2003 zu zehn Jahren Haft
verurteilt worden, weil er im Jahr 2000 eine 18-jahrige Tschetschenin getdtet hatte, und ist im Januar 2009 vorzeitig aus

der Haft entlassen worden.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010, Seite 19)

Eine Gefahr fur Zivilisten stellen nicht nur die Kdmpfe zwischen Aufstandischen und Sicherheitskraften dar, sondern
auch die in der Republik verbreiteten Anti-Personenminen. Rund 14.000 Hektar, etwa 1 % des gesamten Territoriums
sollen weiterhin vermint sein. 2008 starben 39 Personen, zwischen 2005 und 2008 insgesamt 171 Personen durch Anti-
Personenminen und Blindganger. Die Zahl der Todesfdlle ging in diesen drei Jahren mit jedem Jahr zurtick. Des
Problems der Minen ist man sich bewusst, zuletzt sprach sich Prasident Medwedew im August 2010 fur weitere
Minenrdumungen in Tschetschenien aus.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
19-20)

2.2. Rebellen und deren Familienangehdrige

Die tschetschenische Rebellenbewegung entwickelte sich bereits vor Ausbruch des zweiten Krieges immer mehr von
einer separatistischen hin zu einem islamistischen Netzwerk und radikalisierte sich im Verlauf der Kriegsjahre
erheblich. Damit einher ging die Ausbreitung der Gewalt auf die Nachbarrepubliken Inguschetien und Dagestan, wo
die Sicherheitslage mittlerweile als prekdrer als in Tschetschenien gilt, sowie in geringerem Ausmafd auch auf
Kabardino-Balkarien, Karatschajewo-Tscherkessien und Nordossetien. Durch die Ausrufung des "Kaukasus Emirats"
durch Dokku Umarow (Emir Abu Usman) Ende Oktober 2007 wurde offensichtlich, dass sich der tschetschenische
Widerstand nunmehr als Teil einer pankaukasischen islamischen Bewegung betrachtet, deren Ziel nicht die
Unabhangigkeit der Republik, sondern vielmehr die "Befreiung" der derzeit "von den Russen besetzten" "islamischen
Lande" von "Unglaubigen" ist. Grundsatzlich kann die tschetschenische Rebellenbewegung daher heute nicht mehr
losgelost von den im gesamten Nordkaukasus agierenden Rebellengruppen betrachtet werden. Die einzelnen
Gruppen des die Republiksgrenzen Uberschreitenden Netzwerks stehen zwar miteinander in Verbindung, handeln
jedoch weitgehend autonom und dirften einzelne Angriffe auch nicht miteinander koordinieren.

Die Anfuhrer der einzelnen Gruppen ("Dschamaat") nennen sich "Emir". Das traditionelle Riickzugsgebiet in den
Waldern der schwach besiedelten Bergregion im Suden des Landes wird nach wie vor genutzt. Insbesondere die
Grenzgebiete zu den Nachbarrepubliken Inguschetien und Dagestan sind von Bedeutung. Die tatsachliche Anzahl der
Kampfer ist unklar, Schatzungen reichen von 50 bis 60 (Aussagen Kadyrows) Uber rund 500 (FSB) bis zu 1.500 Mann
(einzelne unabhangige Beobachter in Tschetschenien). Dokku Umarow gab im Marz 2010 an, die Anzahl der
Mudschaheddin im gesamten Nordkaukasus lage zwischen 10.000 und 30.000 Mann, bei entsprechenden Ressourcen
kénnte er funf- bis zehnmal so viele anfiihren. Wahrend die Angaben Kadyrows zu niedrig angesetzt sind (allein 2009
sollen offiziellen Angaben zufolge 190 Kadmpfer in Tschetschenien ums Leben gekommen sein, in den ersten sieben
Monaten 2010 51), sind jene Umarows sicherlich stark Gbertrieben.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Fdderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
14-15)

Verfolgungshandlungen von Unterstitzern der Kdmpfer im zweiten Tschetschenienkrieg kdnnen eher vorkommen als
bei Unterstiitzern der Kampfer des ersten Krieges, wo eine Vorfolgung heutzutage eher auszuschlieBen ist.
Entscheidend fur eine Verfolgung ist, wie aktiv ein Kdmpfer tatsachlich involviert war oder gegebenenfalls immer noch
ist. Sowohl bei den Unterstutzern des Widerstands im ersten und zweiten Tschetschenienkrieg vor 2005 sind einzelne
Verfolgungshandlungen jedoch nicht ganzlich ausgeschlossen. Familienmitglieder und Unterstitzer von derzeit aktiven



Rebellen sind, sofern sie als solche bekannt sind, sicherlich einer Bedrohung durch staatliche Organe ausgesetzt. Falle
strafrechtlicher Verfolgung von Unterstltzern von Rebellen sind bekannt. Die ergriffenen MalBnahmen wie etwa
Hausniederbrennungen finden nicht offiziell statt, werden aber geduldet, wenn nicht sogar durch Aussagen hoher
Regierungsbehdrden bis hin zu Prasident Kadyrow informell geférdert.

(Analyse der Staatendokumentation, Tschetschenien - Gefdhrdungseinschatzung: Menschenrechtsaktivisten und
Unterstltzer (von ehemaligen) Widerstandskampfern vom 09.09.2009, S. 13 und 14)

Eine weitere Strategie, Rebellen zu bekdmpfen, besteht darin, Angehdrige vermeintlicher Rebellen unter Druck zu
setzen, um diese zur Aufgabe zu bewegen. Nachdem dieses Vorgehen Menschenrechtsorganisationen zufolge in den
letzten Jahren zuruckgegangen war, wird seit 2008 wieder vermehrt Uber solche Repressalien berichtet. So etwa
dokumentierte die NRO Human Rights Watch zwischen Juli 2008 und Juli 2009 Uber zwei Dutzend Falle, bei denen
tschetschenische Sicherheitskrafte Hauser von Familien angeblicher Untergrund-kampfer angezindet haben - als
Strafe dafur, dass ein Sohn oder Enkel Widerstandskampfer sei. Seit Sommer 2009 erhielt Human Rights Watch weitere
Berichte Uber Haus-Niederbrennungen, zuletzt im Marz 2010 in Schali. Hochrangige lokale Politiker wie Ramsan
Kadyrow oder der Burgermeister von Grosny Muslim Chutschijew sprachen sich explizit fur diese Art der kollektiven
Bestrafung aus. Des Weiteren gibt es Berichte, denen zufolge Sicherheitskrafte Rebellen zu vergiften versuchen.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
12)

2.2.1. Das Vorgehen der Rebellen

In den ersten Jahren des zweiten Krieges kampften ganze Armeedivisionen und Brigaden russischer Truppen gegen die
Rebellen. Nachdem es den fdderalen Truppen gelungen war, grolle Kampfverbdnde zu besiegen, gingen die
Auseinandersetzungen in einen Guerillakrieg Uber. In den ersten Monaten des zweiten Tschetschenienkrieges waren
die russischen Truppen, die sich vor allem auf die als Hochburgen der Rebellen geltenden sidlichen Regionen der
Republik konzentrierten, beinahe taglich Bombenanschlagen und Angriffen durch Heckenschiltzen ausgesetzt. Die
Starke und Krafte der Kdmpfer nahmen ab 2002 und deutlich mit 2004 ab, die Haufigkeit militarischer Aktionen ging
zurlick. Nachdem viele hochrangige Kommandeure der ersten Generation liquidiert worden waren, - namlich im Marz
2002 Ibn al-Chattab, im Janner 2003 Ruslan Gelajew, im Marz 2005 Aslan Maschadow, im Juni 2006 Abdul-Chalim
Sadulajew und im Juli 2006 Schamil Bassajew - verlor die Rebellenbewegung in Tschetschenien insgesamt an
Schlagkraft. Tschetschenische Kampfer begannen zunehmend auf Terrorakte zu setzen, wie etwa die Geiselnahme im
Moskauer Theater Dubrowka 2002, die Geiselnahme an der Schule von Beslan 2004 oder der Angriff auf Naltschik
2005. Die jungsten Anschlage im russischen Kernland - jener auf den Zug Newski-Express im November 2009 und die
Moskauer U-Bahn im Marz 2010 - gingen Bekennerschreiben zufolge zwar ebenfalls auf das Konto nordkaukasischer

Rebellen, allerdings vermutlich nicht tschetschenischer.

Heutzutage teilt sich die Rebellenbewegung in Tschetschenien in kleine, extrem mobile und unabhangige Gruppen von
Kampfern, die sich im gesamten Nordkaukasus praktisch mehr oder weniger frei bewegen kénnen. Die kleine
GruppengrolRe (Berichten zufolge funf bis zehn Kampfer pro Gruppe) erleichtert es, flexibel zu bleiben, die Standorte
haufig zu wechseln und die Infiltration durch Gegner zu erschweren. RegelmaRig - aus Medienberichten zu schlieBen
mehrmals monatlich - kommt es zu Angriffen gegen staatliche Einrichtungen und Sicherheitskrafte, ebenso wie gegen
vermeintliche Gegner der Rebellen. Seit 2008 fuhrt die islamistische Rebellenbewegung im Nordkaukasus wieder
vermehrt Selbstmordattentate durch, die insbesondere auf lokale Sicherheitskrafte abzielen, jedoch auch zahlreiche
zivile Opfer fordern. Nachdem sich im Jahr 2001 die erste so genannte "Schwarze Witwe" in die Luft gesprengt hatte,
kam es nicht zuletzt durch die Grindung des Selbstmordkommandos "Riyadus Salihin" ("Garten der Tugendhaften")
durch Schamil Bassajew regelmaRig zu Selbstmordanschldgen. 2004 riss diese Reihe ab, nach einer ungefahr
vierjahrigen Pause kam es zu einer Wiederbelebung der Riyadus Salihin durch Said Buryatsky (Alexandr Tichomirow)
Ende 2008. Im Jahr 2009 kam es ab dem Sommer in Tschetschenien zu mindestens zehn Selbstmordanschlagen.
Danach ging deren Haufigkeit zwar wieder zurtick, dennoch kam es auch 2010 zu, je nach Quelle, ein bis zwei
Selbstmordanschlagen.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
16)



2.2.2. Schwachung der Rebellenbewegung

Im letzen Jahr kamen zahlreiche AnflUhrer des Kaukasus Emirats ums Leben, darunter auch tschetschenische. Zuletzt
wurde am 21. August 2010 der "Emir von Grosny", Chamsat Schamilew, bei einem Sondereinsatz getotet. Gerade in
Tschetschenien selbst gelang es im Gegensatz zu Dagestan, Inguschetien und Kabardino-Balkarien aber nicht, auch
bedeutende Fihrungspersonlichkeiten wie Dokku Umarow, festzunehmen oder zu liquidieren. Ob die Tétung von
Fihrungspersonlichkeiten zu einer Schwachung der tschetschenischen Rebellenbewegung fiihren wiirde ist fraglich.
Das Beispiel der anderen Republiken zeigt, dass dies zumindest kurzfristig nicht zu einer entscheidenden Schwachung
der einzelnen Dschamaat fuhrt. 2009 wurden den offiziellen Angaben zufolge 148 Kampfer "liquidiert”, 290 Kampfer

und Unterstutzer wurden verhaftet. Jedoch scheint der Zulauf zur Rebellenbewegung weiterhin stabil zu sein.

Die nordkaukasische Widerstandsbewegung wird mittlerweile von islamistischen Kraften dominiert. Radikal-
islamisches Gedankengut findet jedoch in Tschetschenien kaum Sympathien in der Bevolkerung, die Islamisten kénnen
sich durch den hohen Repressionsdruck nicht frei in der Offentlichkeit bewegen. Obwohl die radikal-islamische
Ausrichtung einige Manner abschrecken soll sich den Kampfern anzuschlieBen, scheint die nordkaukasische
Rebellenbewegung keine Probleme zu haben, neue Mitglieder zu rekrutieren. Dabei soll es sich um eine neue
Generation vor allem junger Manner handeln, die aufgrund des gewalttatigen Vorgehens der lokalen Sicherheitskrafte
gegen vermeintliche Rebellen und ihre Angehdrige radikalisiert werden. Aber auch junge Frauen schlielen sich
vereinzelt der Rebellenbewegung an. Dazu kommen soziodkonomische Grinde: Bei der hohen Arbeitslosenrate fehlt
vielen jungen Tschetschenen die Perspektive. Das radikal islamistische Gedankengut spielt bei der Rekrutierung eine
untergeordnete Rolle, viele werden erst als Mitglied der Untergrundbewegung indoktriniert.

Obwohl die Rekrutierung neuer Mitglieder kein Problem darstellt, gehen den tschetschenischen Kampfern einigen
Beobachtern zufolge zusehends die Ressourcen aus, da es Kadyrow und russischen Sicherheitskraften gelungen sei,
ihre Versorgungslinien abzuschneiden. Am 1. August 2010 wurde ein Video von Dokku Umarow veréffentlicht, in dem
er seinen Rucktritt erkldrte. Am nachsten Tag erklarte er in einem weiteren Video, dass ersteres gefalscht gewesen
ware und er nicht zurlicktrete. Seitdem ranken sich die Gerlchte Uber die Grinde fur diese widersprichlichen
Aussagen, zum Beispiel wird gemutmal3t, ob es einen Putsch jingerer Emire gegeben hat, die Umarow zum Rucktritt
gezwungen hatten oder ob Umarow unter Druck stand, weil er als schlechter militérischer Stratege betrachtet wird
oder ihm die Schuld an der Schwachung des tschetschenischen Flligels des Emirats gegeben wurde.

Anderen Spekulationen zufolge hatten einige Emire der anderen Republiken nach dem Rucktritt Umarows dessen von
ihm ernannten Nachfolger Aslanbek Wadalow (Emir Aslanbek) nicht anerkannt, was Umarow zu diesem "Rucktritt vom
Rucktritt" zwang. Einer wiederum anderen Interpretation der Ereignisse zufolge handelte es sich um einen von langer
Hand geplanten Coup des russischen Foderalen Sicherheitsdienstes (FSB), um Umarows Position als Anfihrer des
Kaukasus Emirats zu unterminieren. Der tschetschenische Emir Aslanbek selbst trat Mitte August als Stellvertreter
Umarows (naib), zu dem er erst im Juli 2010 ernannt worden war, zurick. Er und Husein Gakajew, ebenfalls erst im Juli
zum Emir des Gebiets Tschetscheniens des Kaukasus Emirats ernannt, erklarten Umarow nunmehr nicht die Treue
halten zu kénnen. Dem folgten auch die beiden bekannten, in Tschetschenien aktiven Emire Tarchan und Muchannad,
wenngleich sich alle als dem Kaukasus Emirat weiterhin verpflichtet erklarten. Andere Emire des in Kabardino-
Balkarien und Karatschajewo-Tscherkessien tatigen Jarmuk Dschamaat und des inguschetischen und des Dagestan
Dschamaat hingegen erklarten Umarow weiterhin ihre Loyalitat. Diese jlingsten Vorgange werden vielfach als Spaltung
innerhalb der Rebellenbewegung interpretiert.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Fdderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
16-18)

Die tschetschenischen Sicherheitskrafte unterstehen fast allesamt dem tschetschenischen Innenministerium. Nach
Auflosung der beiden Bataillons Sapad und Wostok, die direkt dem russischen Verteidigungsministerium unterstanden
hatten, stehen in der Praxis alle Sicherheitskrafte in Tschetschenien unter der direkten Kontrolle Ramsan Kadyrows
oder sind ihm loyal, da es Kadyrow im Laufe der Jahre gelungen war, nahezu das gesamte Innenministerium mit
Vertrauenspersonen zu besetzen

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Féderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite 9)

Die Rebellenbewegung erfuhr durch den Verlust hunderter Kdmpfer und hochrangiger Kommandeure durch Tod oder
Uberlaufen eine Schwichung, die sich ab 2003 bemerkbar machte. Dies filhrte aber aufgrund des nicht abzubrechen



scheinenden Zulaufs zur Rebellenbewegung nicht zu einer Ausmerzung dieser, Angriffe auf Sicherheitskrafte werden
regelmaRig durchgefiihrt. Am 29. August 2010 wurde die Heimatstadt Ramsan Kadyrows, Zenteroi, von einer Gruppe
von 30 bis 60 islamistischen Kdmpfern angegriffen. Uberraschend war hier vor allem, dass eine so groRe Einheit
angriff. Der Angriff zeigt aber auch, dass die Rebellen zu taktisch herausfordernden Aktionen fahig sind, schlief3lich gilt
Zenteroi als die am besten bewachte Stadt Tschetscheniens.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
18)

2.2.3. Neuerliche Gewalt durch Rebellengruppen

Als Grinde fur den neuerlichen Gewaltausbruch werden nicht nur religioser Extremismus und ethnischer
Separatismus genannt. Auch die autoritare Politik Kadyrows und die durch russische und tschetschenische
Sicherheitskrafte begangenen Menschenrechtsverletzungen werden als Ausldser genannt. Wie bereits erwahnt werden
Armut und die schlechte wirtschaftliche Lage sowie die weit verbreitete Korruption und Klanwirtschaft ebenso daftr
verantwortlich gemacht, den Zulauf aus der tschetschenischen Bevolkerung zur Widerstandsbewegung nicht abreil3en

zu lassen.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
14-18)

Am 19.10.2010 drangen Terroristen sogar bis zum schwer bewachten Parlament in Grosny vor. Aus bisher ungeklarten
Grinden gelang es drei Terroristen die Sperre vor dem Parlamentsgebdude zu passieren. Einer der Angreifer sprengte
sich davor in die Luft, zwei Untergrundkampfer drangen in das Gebaude ein, lieferten sich im Erdgeschoss ein
Feuergefecht mit den tschetschenischen Sicherheitskraften und sprengten sich dann selbst in die Luft.
Tschetschenische Parlamentsabgeordnete, die eine Geiselnahme fiirchteten, fluchteten in den zweiten Stock.
Russische Parlamentarier, die aus der Ural-Region Swerdlowsk angereist waren, wurden evakuiert. Tschetschenische
Polizisten verlieBen mit blutenden Kopfen das Gebdude. AuRer den Terroristen wurden bei dem Uberfall drei
Personen getotet, darunter zwei Polizisten und ein tschetschenischer Zivilist. 17 Personen, darunter sechs Polizisten
und elf Zivilisten, wurden verletzt. Mit dem Uberfall zeigten die Separatisten, dass sie auch in Tschetschenien, wo es in
den letzten Jahren weit weniger Anschlage gegeben hatte, als in den Nachbarrepubliken Inguschetien und Dagestan,
noch handlungsfahig sind. Kadyrow, das von Putin eingesetzte Oberhaupt Tschetscheniens, versuchte den Vorfall
herunterzuspielen. Seine Sicherheitskrafte hatten nur 20 Minuten gebraucht, um den Angriff auf das Parlament
abzuwehren. Doch nach Medienberichten dauerten die Feuergefechte tber eine Stunde.

(Eurasisches Magazin: Der Terror in Tschetschenien ist zurtick vom 06.12.2010)

Am 6. Juli forderte Putin im siUdrussischen Kislowodsk eine Amnestie fur die Untergrundkampfer im Nordkaukasus.

Damit bewies er, dass man mit allen Mitteln Frieden erreichen will.

(Informationszentrum Asyl & Migration: Russische Fdderation, Landerinformation und Pressespiegel zur
Menschenrechtslage und politischen Entwicklung, Lage im Nordkaukasus vom September 2010, Seite 5)

2.3. Menschenrechtsaktivisten und Gegner Kadyrows:

Der Mord an einer Mitarbeiterin der Menschenrechtsorganisation Memorial im Juli 2009 zeigt, dass gedullerte
Bedenken in Hinblick auf Rechte und Sicherheit der NRO Mitarbeiter derzeit nicht unbegrindet sind. Am 15. Juli 2009
wurde Natalja Estemirova nach Inguschetien verschleppt und erschossen. Erwahnt sei auch der Mord an der NRO
Mitarbeiterin Salema Sadulaeva ("Let;s Save the Generation") und ihrem Ehemann Alik Dzhabrailov am 11. August
2009. Die beiden waren in einem Vorort von Grosny erschossen aufgefunden worden. Ob ihr Tod aber tatsachlich mit
der Tatigkeit Sadulaevas in der NRO zusammenhangt ist unklar, da auch Vermutungen bestehen, dass der Mord aus
Rache an ihrem Ehemann passierte. Unabhangig von den Mordmotiven scheint eine Aufklarung der Morde in allen drei

Fallen unwahrscheinlich.

Bereits im Janner 2009 waren in Moskau auf offener Stralle Stanislav Markelov, ein prominenter
Menschenrechtsanwalt der zahlreiche Opfer von Menschenrechtsverletzungen in Tschetschenien vertreten hatte, und
Anastasiya Baburova, eine junge Praktikantin fur die Zeitung "Novaya Gazeta", fur die bereits Anna Politkovskaya bis zu

ihrem Tod gearbeitet hatte, erschossen worden. Im August 2008 starb der inguschetische Journalist und Anwalt



Magomed Yevloev in einem Polizeiauto, nachdem er flr eine Einvernahme festgenommen worden war. Somit kann bei
Personen, die sich aktiv fir Menschenrechte in Tschetschenien oder das Aufzeigen von dort begangenen
Menschenrechtsverletzungen einsetzen, davon ausgegangen werden, dass diese im Allgemeinen einer besonderen
Gefédhrdung ausgesetzt sind.

(Analyse der Staatendokumentation, Tschetschenien - Gefdhrdungseinschatzung: Menschenrechtsaktivisten und
Unterstltzer (von ehemaligen) Widerstandskampfern vom 09.09.2009, Seite 6, 12 und 13)

Immer wieder kam es zu ZusammenstoRen zwischen verschiedenen offiziellen tschetschenischen Einheiten,
insbesondere zwischen solchen unter der Kontrolle Kadyrows und jenen unter der Kontrolle von Personen, die
gemeinhin als seine personlichen Gegner bezeichnet wurden, wie zum Beispiel der mittlerweile ermordete Sulim
Jamadajew und der nunmehr aus Tschetschenien vertriebene Said-Magomed Kakijew. Bei diesen Zusammenstof3en
kam es auch zu Todesféllen.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010, Seite
10)

3. Versorgungslage

Die Lebensumstande fur die Mehrheit der tschetschenischen Bevolkerung haben sich nach Angaben von
internationalen Hilfsorganisationen in den Jahren seit 2007 deutlich verbessert.

Einige Indizien hierfur liefern die offiziellen Statistiken: Die Durchschnittsléhne in Tschetschenien liegen spulrbar Gber
denen in den Nachbarrepubliken. Das laufende foderale Hilfsprogramm zum Aufbau Tschetscheniens sieht 111 Mrd.
Rubel (2,5 Mrd. ¢) fur die Jahre 2008-2011 vor. Damit sind die Staatsausgaben in Tschetschenien pro Einwohner
doppelt so hoch wie im Durchschnitt des sudlichen Fdderalen Bezirks. Die ehemals zerstérte Hauptstadt
Tschetscheniens Grosny ist inzwischen fast vollstandig wieder aufgebaut - dort gibt es mittlerweile auch wieder einen
Flughafen. Nach Angaben der EU-Kommission findet der Wiederaufbau Uberall in der Republik, insbesondere in
Gudermes, Argun und Schali, statt. Mitarbeiter von Hilfsorganisationen melden, dass selbst in kleinen Dorfern Schulen
und Krankenhduser aufgebaut werden. Die Infrastruktur (Strom, Heizung, flieRendes Wasser, etc.) und das
Gesundheitssystem waren nahezu vollstdndig zusammengebrochen, doch zeigen Wiederaufbauprogramme und die
Kompensationszahlungen Erfolge. Missmanagement, Kompetenzgemenge und Korruption verhindern jedoch in vielen
Fallen, dass die Gelder fir den Wiederaufbau sachgerecht verwendet werden. Die humanitdren Organisationen
reduzieren langsam ihre Hilfstatigkeiten; sie konstatieren keine humanitare Notlage, immer noch aber erhebliche
Entwicklungsprobleme.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Uber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Féderation vom
04.04.2010, Seite 19 und 20)

3.1. Wohnsituation

Im Juli 2003 fuhrte die Regierung Kompensationszahlungen ein. Im Rahmen dessen sollten Personen, deren gesamtes
Eigentum zerstort worden war, 350.000 Rubel bekommen. Der féderalen Regierung zufolge hatten bis Ende 2004
39.000 Personen solche Kompensationszahlungen erhalten. Zusatzlich zu Regierungsprogrammen unterhalten
humanitdre Organisationen Programme zur Beschaffung von Unterkinften. Zwischen 2000 und 2007 wurden in
Tschetschenien rund 20.000 Hauser mit der Hilfe humanitarer Organisationen repariert oder aufgebaut.

(BAA - OIF, Soziale Infrastruktur in Tschetschenien; August 2009, Seite 9)

Wohnraum bleibt ein grof3es Problem. Nach Schatzungen der Vereinten Nationen wurden wahrend der kriegerischen
Auseinandersetzungen seit 1994 Uber 150.000 private Hauser sowie ca. 73.000 Wohnungen zerstért. Die Auszahlung
von Kompensationsleistungen far kriegszerstortes Eigentum ist noch nicht abgeschlossen.
Nichtregierungsorganisationen berichten, dass nur rund ein Drittel der Vertriebenen eine Bestatigung der
Kompensationsberechtigung erhalte. Viele Rickkehrer bekdmen bei ihrer Ankunft in Grosny keine Entschadigung, weil
die Behdrden sich weigerten, ihre Dokumente zu bearbeiten, oder weil ihre Namen von der Liste der Berechtigten
verschwunden seien. Verschiedene Schatzungen, u.a. des ehemaligen Menschenrechtsbeauftragten des Europarates
Gil Robles, gehen davon aus, dass 30-50% der Kompensationssummen als Schmiergelder gezahlt werden mussen.



(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010, Seite 20)

3.2. Nahrungsversorgung

Der Basar in Grosny wurde wiedererdffnet und es ist praktisch alles erwerbbar, allerdings nicht immer zu leistbaren
Preisen. Das Internationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) hat seine Aufmerksamkeit weg von Hilfsleistungen hin
zum Aufbau von eigenstandiger Versorgung gelenkt. So wurden Projekte fur die Férderung der Erdffnung von kleinen
Geschaften - z.B. Schuhreparaturwerkstatten, Backereien, Verarbeitung von Wolle und Herstellung von Kleidung - ins
Leben gerufen.

Auf Grund zahlreicher Landminen und der bestehenden Bodenverschmutzung ist es in Tschetschenien nur schwer
moglich, Landwirtschaft oder Viehzucht zu betreiben. Haupteinnahmequelle ist der Handel, viele Familien leben auch
davon, dass Familienangehorige Geld aus anderen Teilen Russlands oder dem Ausland nach Tschetschenien schicken.
Berichten des World Food Programm zu Folge ist die Versorgungslage in Tschetschenien jedoch nach wie vor schlecht.
Etwa 80 % der Betroffenen wirden unter der Armutsgrenze der Russischen Fderation leben. Uberdies seien 10 % der

Kinder akut unterernahrt.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010)

Das Notfall- und Rehabilitationsprogramm im Nordkaukasus soll fur die Ernahrungssicherheit und Ernahrung durch
"Empowerment" gefdhrdeter Bevdlkerungsgruppen sorgen. Diese Ziele sollen dadurch erreicht werden, indem man
die landwirtschaftliche und die auf Viehzucht basierende Produktion wiederaufnimmt und gleichzeitig verstarkt neue

Kenntnisse Uber Ernahrung und Klein-Farmbetriebe anwendet.

Die FAO (Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation) nahm am Inter-Agency-Transitional-Arbeitsplan fir den
Nordkaukasus 2007 teil, der die Durchfuhrung von Aktivitdten zur Verbesserung der Ernahrungssicherheit und
Starkung landlicher Existenzmaoglichkeiten in der Region beabsichtigt. Insbesondere gehdren zu den wichtigsten Zielen
der FAO im Bereich der Wiederaufnahme der landwirtschaftlichen Produktion die Wiedereingliederung von sozial
benachteiligten Gruppen, die Bereitstellung von landwirtschaftlichen Betriebsmitteln fur Einkommen schaffende
MalRnahmen, der Wiederaufbau der wichtigen landwirtschaftlichen Infrastruktur, die Gewahrung von Dienstleistungen
sowie die Starkung der institutionellen Kapazitaten in der Landwirtschaft.

Landwirtschaftliche Projekte wurden in der Region durch die 2006 von der FAO errichtete Emergency and
Rehabilitation Coordination Unit (ERCU) umgesetzt. Laufende FAO-Aktivitdten beinhalten derzeit die Forderung der
Gewachshausproduktion und die Vermarktung von hochwertigen Nutzpflanzen. Die FAO realisiert gerade zwei
Projekte, die sich mit Gewachshausproduktion beschaftigen, von denen ein Projekt auch eine kleine Imkerei beinhaltet.
Diese Projekte zielen auf Grundversorgungsempfanger ab, die vom Konflikt betroffen sind, mit dem Ziel der
Verringerung der Abhangigkeit von externer Hilfe in Tschetschenien und Inguschetien durch vielversprechende
Ertragsmoglichkeiten und der Grindung der landwirtschaftlichen Genossenschaften. Die Herangehensweise der FAO,
die sich daran orientiert Klein-Agrarbetriebe zu errichten, stimuliert lokale kleine landwirtschaftliche Markte.

(Homepage der FAO (Erndhrungs- und Landwirtschaftsorganisation), Zugriff am 11. Janner 2011,
http://www.fao.org/countries/55528/en/rus/)
3.3. Arbeitslosigkeit und soziale Lage

Die Lebensumstande fur die Mehrheit der tschetschenischen Bevoélkerung haben sich nach Angaben von
internationalen Hilfsorganisationen in den Jahren seit 2007 deutlich verbessert. Die Infrastruktur (Strom, Heizung,
flieBendes Wasser, etc.) und das Gesundheitssystem waren nahezu vollstandig zusammengebrochen, doch zeigen
Wiederaufbauprogramme und die Kompensationszahlungen Erfolge. Missmanagement, Kompetenzgemenge und
Korruption verhindern jedoch in vielen Fallen, dass die Gelder fir den Wiederaufbau sachgerecht verwendet werden.
Die humanitdren Organisationen reduzieren langsam ihre Hilfstatigkeiten; sie konstatieren keine humanitare Notlage,
immer noch aber erhebliche Entwicklungsprobleme. Wichtigstes soziales Problem ist die Arbeitslosigkeit und groRe
Armut weiter Teile der Bevdlkerung. Nach Schatzungen der UN waren 2008 ca. 80 % der tschetschenischen
Bevolkerung arbeitslos und verfligen Uber Einkinfte unterhalb der Armutsgrenze (in Hohe von 2,25 USD/Tag).
Haupteinkommensquelle ist der Handel. Andere legale Einkommensmaoglichkeiten gibt es kaum, weil die Industrie



Uberwiegend zerstort ist. Minen verhindern die Entwicklung landwirtschaftlicher Aktivitaten. Geld wird mit illegalem
Verkauf von Erddl und Benzin verdient; zahlreiche Familien leben von Geldern, die ein Erndhrer aus dem Ausland
schickt.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht tGber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010, Seite 19 und 20)

Heute erreicht die Arbeitslosenrate in Tschetschenien 30 Prozent. Putin rief dazu auf, die Wirtschaft der
Nordkaukasus-Region anzukurbeln. Um den Rickstand gegentiber anderen Regionen aufzuholen, brauche der
Nordkaukasus laut Aussagen Putins rund zehn Prozent Wirtschaftswachstum jahrlich und sei die Bekampfung der
Arbeitslosigkeit duf3erst wichtig. Innerhalb von zehn Jahren sollen laut Putin mindestens 400.000 neue Arbeitspldtze im
Nordkaukasus entstehen. Beim Wiederaufbau gibt es bereits Erfolge zu verzeichnen. In den vergangenen zwei Jahren
sind in Tschetschenien beispielsweise 53 Schulen und 35 medizinische Einrichtungen in Betrieb genommen worden,
deren Bau der Staat finanziert hat.

(Informationszentrum Asyl & Migration: Russische Foderation, Landerinformation und Pressespiegel zur
Menschenrechtslage und politischen Entwicklung, Lage im Nordkaukasus vom September 2010, Seite 4)

3.4. Medizinische Versorgungssituation

Die Gesundheitsversorgung stellt auch in dem "Zielprogramm fur den sozialen und wirtschaftlichen Wiederaufbau
2008-2011" einen Schwerpunkt dar. Insbesondere seit 2006 zeigen sich im Gesundheitssektor erste Anzeichen einer
Erholung. Diese Erholung ist an verschiedenen Kennzahlen ersichtlich: Auf 10.000 Einwohner kamen im Jahr 2007 73,2
Krankenhausbetten, 22,5 Arzte, sowie 66,7 weiteres medizinisches Personal. Insgesamt gab es 2007 62
Krankenhauser, 79 ambulant behandelnde Polikliniken, 185 Stellen fur arztliche Betreuung und Geburtshilfe und funf
Zentren flr ansteckende Krankheiten. Dies stellt in jedem der Bereiche einen signifikanten Anstieg im Vergleich zum
Jahr 2006 dar.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009,
Seite 6)

Zur aktuellen Lage der medizinischen Versorgung liegen unterschiedliche Einschatzungen vor. Durch die Zerstérungen
und Kampfe - besonders in der Hauptstadt Grosny - waren medizinische Einrichtungen weitgehend nicht mehr
funktionstlchtig. Nach Angaben der VN-Entwicklungshilfeorganisation UNDP entspricht die Dichte der Polikliniken in
einigen Bezirken nur 20 % des russischen Durchschnitts. Dabei treten einige stressbedingte Krankheiten laut
tschetschenischem Gesundheitsministerium zehn- bis finfzehnmal haufiger auf als vor dem Krieg. Nach Angaben des
IKRK soll die Situation der Krankenhauser fiir die medizinische Grundversorgung dank internationaler Hilfe inzwischen
aber ein Niveau erreicht haben, das dem durchschnittlichen Standard in der Russischen Fdderation entspricht.
Problematisch bleibt jedoch auch laut IKRK die Personallage im Gesundheitswesen, da viele Arzte und medizinische
Fachkrafte Tschetschenien wahrend der beiden Kriege verlassen haben.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010, Seite 20f)

Diverse Erkrankungen wie Hepatitis C, Coronare Herzkrankheiten, Posttraumatische Belastungsstérungen und sogar
DES-Stent-Implantationen etc. kdnnen laut Anfragebeantwortung der Staatendokumentation in der Russischen
Foderation (und in der Tschetschenischen Republik) behandelt und nachversorgt werden. In Tschetschenien ist die
Versorgung mit medizinischen Spezialisten noch immer unzureichend und komplizierte Falle werden fur die
Behandlung und Nachsorge von ihren ortlichen Kliniken in die nachsten Stadte (Krasnodar, Rostow am Don,
Machatschkala) Gberwiesen.

(Anfragebeantwortung der Staatendokumentation, Russische Féderation vom 10.08.2010, Seite 2)

Die medizinische Versorgung in Tschetschenien ist weiterhin sehr einfach, jedoch ist es vor allem seit 2002 zu
umfassendem Wiederaufbau durch Regierungsprogramme und Programme Internationaler Organisationen
gekommen, die insbesondere seit 2006 auch tatsachlich merkbar sind.

Die offiziellen Statistiken zeigen, dass der Wiederaufbau der Infrastruktur fir medizinische Versorgung in den letzten
Jahren fortgeschritten ist. Krankenhduser und Polikliniken wurden wieder aufgebaut. Auch psychologische



Behandlungsmaglichkeiten bestehen grundsatzlich, wobei bei der Betreuung von traumatisierten Kindern besonders
UNICEF engagiert tatig ist. Internationale Organisationen stellen mittlerweile nicht mehr nur Nothilfe zur Verfagung,
sondern fachmedizinische Versorgung sowie auch Schulungsmalinahmen fiir medizinisches Personal vor Ort. Einzelne
von Organisationen unterstiitzte Programme, wie etwa das Tuberkuloseprogramm von "Arzte ohne Grenzen", werden
schrittweise an lokale Stellen Ubergeben. Diese nachhaltigen Malinahmen sind weitere Hinweise darauf, dass sich die
Lage in gewissen Bereichen auch nach Einschatzung dieser Organisationen mittlerweile soweit gebessert hat, dass
solch nachhaltige MaBnahmen bzw. sogar ein Rickzug ihrerseits méglich sind.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Féderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009,
Seite 10)

Nach Angaben des Internationalen Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) soll die Situation der Krankenhduser fir die
medizinische Grundversorgung dank internationaler Hilfe inzwischen aber ein Niveau erreicht haben, das dem
durchschnittlichen Standard in der Russischen Foderation entspricht. Problematisch bleibt jedoch auch laut IKRK die
Personallage im Gesundheitswesen, da viele Arzte und medizinische Fachkrafte Tschetschenien wahrend der beiden
Kriege verlassen haben.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foéderation vom
04.04.2010, Seite 20)

Durch die Erhoéhung der Quoten auf medizinischen Bildungseinrichtungen versucht man dem Personalmangel
entgegenzuwirken. Auch die von elf Internationalen Organisationen durchgefiihrten SchulungsmalRnahmen kénnen zu
einer sukzessiven Besserung des Personalmangels beitragen. Zumindest die medizinische Grundversorgung hat
bereits wieder das Vorkriegsniveau erreicht. Dies ist in Anbetracht der Tatsache, dass Monate nach Ausbruch des
zweiten Tschetschenienkrieges - also vor weniger als zehn Jahren - rund 70% der medizinischen Infrastruktur als
zerstort galten, nicht unbeachtlich. Die medizinische Versorgung hat in Tschetschenien noch starken Aufholbedarf,
wobei die medizinische Grundversorgung bereits als positives Beispiel fir gelungenen Wiederaufbau genannt werden
kann. Die diesbezlglich bereits erfolgten Fortschritte sind einerseits auf Unterstitzungsleistungen Internationaler
Organisationen, andererseits auch auf staatliche Investitionen zurtickzufihren. Weitere zuklnftige Investitionen sowie
positive Entwicklungen zur Linderung des Personalmangels, die sich unter anderem durch erhdhte Quoten in
Bildungseinrichtungen abzeichnen, kénnen, sofern sie weitergefihrt werden mittel- bis langfristig zu einer Riickkehr
zum Vorkriegszustand fuhren.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009,
Seite 10-11)

3.4.1. Psychologische Bertreuung in Tschetschenien

Der Nichtregierungsorganisation Vesta zufolge konnen psychische Erkrankungen beispielsweise in dem
Republiksambulatorium fur Neuropsychologie (Grosny), in dem Republikskrankenhaus "Samaschkin" (Zakan-Jurt im
Bezirk Atschchoi-Martan) und im Darbachin-Republikskrankenhaus (Braguny im Bezirk Gudermes) behandelt werden.
Auch Internationale und Nichtregierungsorganisationen sind im Bereich der psychiatrischen Versorgung tatig: UNICEF
entwickelte in Tschetschenien Ende 2005 ein neues Programm, um Posttraumatische Belastungsstérungen bei Kindern
und ihren Familien zu behandeln.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation/Tschetschenien, medizinische Versorgung vom 30.11.2009,
Seite 9)

3.5. Ruckkehrer
3.5.1. Derzeitige Situation von Riickkehrern

Dem Auswartigen Amt sind keine Falle bekannt, in denen russische Staatsangehdrige bei ihrer Rickkehr nach
Russland allein deshalb staatlich verfolgt wurden, weil sie zuvor im Ausland einen Asylantrag gestellt hatten. Ebenso
liegen dem Auswartigen Amt keine gesicherten Erkenntnisse darlber vor, ob Russen mit tschetschenischer
Volkszugehorigkeit nach ihrer Rickfihrung besonderen Repressionen ausgesetzt sind. Solange der Tschetschenien-
Konflikt nicht endgultig geldst ist, ist davon auszugehen, dass abgeschobene Tschetschenen besondere
Aufmerksamkeit durch russische Behorden erfahren. Dies gilt insbesondere fur solche Personen, die sich gegen die
gegenwartigen Machthaber engagiert haben bzw. denen die russischen Behdrden ein solches Engagement



unterstellen, oder die im Verdacht stehen, einen fundamentalistischen Islam zu propagieren.

Der Kontrolldruck gegeniber kaukasisch aussehenden Personen hat etwas abgenommen, wenngleich russische
Menschenrechtsorganisationen nach wie vor von einem willkirlichen Vorgehen der Miliz gegen Kaukasier allein wegen
ihrer ethnischen Zugehdrigkeit berichten. Kaukasisch aussehende Personen stiinden unter einer Art Generalverdacht.
Personenkontrollen (Ausweis, Fingerabdricke) auf der Stral3e, in der U-Bahn und Hausdurchsuchungen (haufig ohne
Durchsuchungsbefehle) finden statt, haben aber an Intensitat abgenommen. Laut Auskunft des Auswartigen Amtes
sind keine Anweisungen der russischen Innenbehdrden zur spezifischen erkennungsdienstlichen Behandlung von
Tschetschenen bekannt. Kontrollen von kaukasisch aussehenden oder aus Zentralasien stammenden Personen
erfolgen seit Jahresbeginn 2007 zumeist im Rahmen des verstarkten Kampfes der Behdérden gegen illegale Migration
und Schwarzarbeit. Tschetschenen steht wie allen russischen Staatsbirgern das Recht der freien Wahl des Wohnsitzes
und des Aufenthalts in der Russischen Fdderation zu. Diese Rechte sind in der Verfassung verankert. Jedoch wird an
vielen Orten (u.a. in grolRen Stadten wie Moskau und St. Petersburg) der legale Zuzug von Personen aus den sudlichen
Republiken der Féderation durch Verwaltungsvorschriften stark erschwert. Diese Zuzugsbeschrankungen wirken sich
im Zusammenhang mit anti-kaukasischer Stimmung besonders stark auf die Mdéglichkeit von aus anderen Staaten
zuruickgefiihrten Tschetschenen aus, sich legal dort niederzulassen. Die Ricksiedlung nach Tschetschenien wird von

Regierungsseite nahegelegt.

Mit dem Féderationsgesetz von 1993 wurde ein Registrierungssystem geschaffen, nach dem Burger den 6rtlichen
Stellen des Innenministeriums ihren gegenwartigen Aufenthaltsort ("voribergehende Registrierung") und ihren
Wohnsitz ("dauerhafte Registrierung") melden mussen. Die Registrierung legalisiert den Aufenthalt und erméglicht den
Zugang zu Sozialhilfe, staatlich geférderten Wohnungen und zum kostenlosen Gesundheitssystem sowie zum legalen
Arbeitsmarkt. Voraussetzung fur eine Registrierung ist die Vorlage des Inlandspasses (ein von russischen
Auslandsvertretungen ausgestelltes Passersatzpapier reicht nicht aus) und nachweisbarer Wohnraum. Nur wer eine
Bescheinigung seines Vermieters vorweist, kann sich registrieren lassen. Kaukasier haben jedoch gréRere Probleme als
Neuankdmmlinge anderer Nationalitat, Gberhaupt einen Vermieter zu finden. Viele Vermieter weigern sich zudem,
entsprechende Vordrucke auszufillen, u.a. weil sie ihre Mieteinnahmen nicht versteuern wollen.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht Gber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010, Seite 30 und 31)

Mittlerweile sind von den nach Kriegsausbruch weit Gber 200.000 Flichtlingen, die vor allem nach Inguschetien
geflichtet waren, die meisten nach Tschetschenien zurlckgekehrt. Auch von den innerhalb Tschetscheniens
vertriebenen Personen sind die meisten wieder in ihre Hauser zurlickgekehrt. Laut UNHCR konnten seit dem Jahr 2002
zehntausende Binnenfluchtlinge aufgrund der Verbesserung der allgemeinen Sicherheitslage und der bereits erfolgten
und laufenden Wiederaufbauprogramme in ihre Hauser zurlckkehren. Anfang 2009 schatzte das
Fluchtlingshochkommissariat die Zahl der weiterhin Binnenvertriebenen auf 79.000.

Auch ein Anstieg der Anzahl freiwilliger Rickkehrer aus Osterreich in die Russische Féderation ist festzustellen. 2008
kehrten in den ersten zehn Monaten 1.196 Personen aus Europa in die Russische Foderation zurtck (hiervon 173 aus
Osterreich). Zwischen 2003 und 2007 kehrten insgesamt 1.485 Personen zuriick. Hierbei handelt es sich allerdings nur
um mit der Unterstitzung der IOM (International Organisation for Migration) zurtickgekehrte Personen, die
tatsachliche Gesamtzahl liegt vermutlich héher. 75 % der (durch IOM unterstitzten) Ruckkehrer in die Russische
Foderation kehrten 2008 nach Tschetschenien zurlck, 17 % gingen nach Dagestan, 3 % nach Inguschetien.
Tschetschenen kehren derzeit auch aus Moskau und anderen Teilen der Russischen Féderation nach Tschetschenien
zurlick. Mit Unterstiitzung von IOM kehrten 2009 insgesamt 918 Personen aus Osterreich in die Russische Féderation
zurlick. Aus Osterreich kehrten darunter mit Unterstiitzung des VMO (Verein Menschenrechte Osterreich) 2008 69
Personen, 2009 303, und in den ersten vier Monaten des Jahres 2010 64 Personen nach Tschetschenien zurick.

(Analyse der Staatendokumentation, Russische Foderation: Sicherheitslage in Tschetschenien vom 12.10.2010)
4. Innerstaatliche Fluchtalternative

Die Reise bzw. der Aufenthalt von Personen aus den Krisengebieten im Nordkaukasus in andere Teile der Russischen
Foderation ist grundsatzlich moglich, wird aber sowohl durch Transportprobleme als auch durch fehlende
Aufnahmekapazitdten erschwert. Wer dazu die Hilfe russischer Regierungsstellen in Anspruch nehmen muss, kann
burokratischen Hemmnissen und Behordenwillkiir begegnen. In grof3en Stadten (z.B. in Moskau und St. Petersburg)



wird der Zuzug von Personen restriktiv reguliert. Dies beschrankt im Zusammenhang mit der antikaukasischen
Stimmung besonders stark die Maoglichkeit zurlickgefuhrter Tschetschenen, sich legal dort niederzulassen. Der
Botschaft Moskau sind Falle von Tschetschenen in Moskau bekannt, die gegeniber ihren Vermietern ihre
Volkszugehorigkeit verheimlichten und sich stattdessen als Tartaren ausgaben, weil sie sich dadurch weniger
Schwierigkeiten bei ihrer Registrierung erhofften. Der Menschenrechtsbeauftragte der Russischen Foderation hat
bereits mehrfach darauf hingewiesen, dass Tschetschenen landesweit, insbesondere in den Grof3stadten, haufig die
Registrierung verweigert wird. In seinem Jahresbericht 2008 kritisiert er das noch ungeloste Problem von
tschetschenischen Pensiondren, deren Arbeitsdokumente wahrend der Tschetschenien-Kriege oder im Rahmen von
TerrorbekdampfungsmalBnahmen in Tschetschenien verloren gegangen sind, und die vor allem auBerhalb
Tschetscheniens daher keine Rentenanspriiche nachweisen kdnnen.

Es ist darauf hinzuweisen, dass aus den Nordkaukasusrepubliken stammende Personen auch bei Ubersiedlung in
andere Teile Russlands grundsatzlich weiterhin dem Zugriff der Behorden ihrer Herkunftsregion unterworfen sind. Den
regionalen Strafverfolgungsbehorden ist es maoglich, auf der Grundlage von in ihrer Heimatregion erlassenen
Rechtsakten auch in anderen Féderationssubjekten Personen in Gewahrsam zu nehmen und in ihre Heimatregion zu
verbringen. Nach glaubhaften Berichten von Menschenrechts-NGOs wie Memorial wird diese Moglichkeit regelmaRig
genutzt; z.B. haben tschetschenische Ermittler am 05.11.2009 in Moskau Arbi Chatschukajew, Leiter der NGO "Prawo"
(Recht), in Gewahrsam genommen und zwangsweise zu einer Vernehmung nach Grosny verbracht; am 06.11.2009
wurde er wieder freigelassen. Ihm wurde Nichterscheinen bei einem Vernehmungstermin als Zeuge eines
Raubtiberfalls vorgeworfen; Menschenrechtsverteidiger sehen hingegen eine Verbindung zu der kurz zuvor erfolgten
Totung seines Bruders als mutmalilicher Rebell bei einer Milizaktion.

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht tGber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010, Seite 23 und 24)

Nichtregierungsinstitutionen berichten auch, dass Registrierungsbehdrden vereinzelt nicht kooperieren, wenn
Tschetschenen sich in ihrem Kreis registrieren lassen oder dort wohnen méchten. Angesichts der Terrorgefahr durfte
sich an dieser Praxis der Behdrden in absehbarer Zeit nichts andern. Daher haben Tschetschenen erhebliche
Schwierigkeiten, aulRerhalb Tschetscheniens eine offizielle Registrierung zu erhalten. Nichtregistrierte Tschetschenen
kénnen innerhalb Russlands allenfalls in der tschetschenischen Diaspora untertauchen und dort Uberleben. Ihr
Lebensstandard hangt stark davon ab, ob sie uUber Geld, Familienanschluss, Ausbildung und russische
Sprachkenntnisse verfugen. Es kommt immer wieder zu Festnahmen wegen fehlender Registrierung oder aufgrund

manipulierter Ermittlungsverfahren.

Tschetschenen leben auBerhalb Tschetscheniens und Inguschetiens vor allem in den nordkaukasischen
Nachbarrepubliken Dagestan und Kabardino-Balkarien sowie in Stdrussland (Regionen Krasnodar, Stawropol, Rostow,
Astrachan). Dort ist eine Registrierung grundsatzlich leichter moglich als in Moskau, unter anderem weil dort
Wohnraum, was eine Registrierungsvoraussetzung darstellt, erheblich billiger ist. Eine Registrierung ist in vielen
Landesteilen oft erst nach Intervention von Nichtregierungsorganisationen, Duma- Abgeordneten, anderen
einflussreichen Personlichkeiten oder durch Bestechung mdglich. Eine Registrierung als Binnenflichtling (IDP,
internally displaced person) und die damit verbundene Gewahrung von Aufenthaltsrechten und Sozialleistungen wie
Wohnung, Schule, medizinische Fursorge, Arbeitsmoglichkeit wird in der Russischen Fdderation nach glaubhaften
Berichten von amnesty international und des UNHCR regelmalig verwehrt. Es ist fur russische Staatsburger
grundsatzlich moglich, von und nach Tschetschenien ein- und auszureisen und sich innerhalb der Republik zu
bewegen. An den Grenzen zu den russischen Nachbarrepubliken befinden sich jedoch nach wie vor - wenn auch in
stark verringerter Zahl - Kontrollposten der féderalen Truppen oder der sog "Kadyrowzy", die gewohnlich eine "Ein-
bzw. Ausreisegebuhr" erheben. Sie betragt fir Bewohner Tschetscheniens in der Regel zehn Rubel (also ungefahr 25
Cent); fur Auswartige - auch Tschetschenen - liegt sie hoher, z.B. an der inguschetisch-tschetschenischen Grenze bei 50
- 100 Rubel (etwa 1,25 - 2,50 Euro).

(Deutsches Auswartiges Amt, Bericht tGber die asyl- und abschiebungsrelevante Lage in der Russischen Foderation vom
04.04.2010, Seite 31 und 32)

Zusammenfassend kann somit gesagt werden, dass, ob eine Ansiedlung in anderen Teilen der Russischen Foderation
moglich ist, bei Fehlen staatlicher Verfolgung im Einzelfall zu prifen ist. Dabei spielen angesichts von madglichen



Schwierigkeiten bei der Registrierung ein Netzwerk von Verwandten und Bekannten sowie die Mdglichkeit der
Kontaktierung von NGOs eine Rolle. Nicht registrierte Tschetschenen kénnen allenfalls in der tschetschenischen
Diaspora innerhalb Russlands Uberleben, wobei wiederum Faktoren wie Geld, Familienanschluss, Ausbildung und
russische Sprachkenntnisse relevant sein kénnen.

Das deutsche Bundesverwaltungsgericht sieht eine inlandische Fluchtalternative an einem verfolgungsfreien Ort dann
als gegeben an, wenn die betreffende Person an diesem Ort durch eigene (allenfalls wenig attraktive und ihrer
Vorbildung nicht entsprechende) Arbeit oder durch Zuwendungen von dritter Seite - allenfalls nach Uberwindung von
Anfangsschwierigkeiten - das zu ihrem Lebensunterhalt unbedingt Notwendige erlangen kann (Beschluss v. 21.5.2003,
BVerwG 1 B 298.02). Nicht zumutbar ist hingegen eine entgeltliche Erwerbstatigkeit fir kriminelle Organisationen, die
in der fortgesetzten Begehung oder der Teilnahme an Verbrechen besteht (Beschluss v. 17.5.2006, BVerwG 1 B 100.05).

Eine zumutbare Fluchtalternative liege dann vor, wenn die Person am Ort der Fluchtalternative - auch ohne férmliche
Gewdhrung eines Aufenthaltsrechtes und ohne Inanspruchnahme staatlicher Sozialleistungen in zumutbarer Weise -
etwa im Rahmen des Familienverbandes (oder der sog. "Schattenwirtschaft") ihre Existenz sichern kann. Ein Leben in
lllegalitat, das jederzeit die Gefahr polizeilicher Kontrollen und der strafrechtlichen Sanktionierung in sich birgt, stellt
hingegen keine zumutbare Fluchtalternative dar (Urteil v. 1.2.2007, BVerwG 1 C 24.06).

Das Schweizer Bundesverwaltungsgericht sieht eine Rickkehr in die Russischen Foderation - ganz allgemein - auch fir
Tschetschenen (die eine persdnliche Verfolgung nicht glaubhaft machen kénnen) fir zumutbar an, weil dort kein
Burgerkrieg herrscht und auch nicht von einer Situation allgemeiner Gewalt gesprochen werden kann (Urteil vom
18.5.2007, D-5420/2006).

2. Beweiswurdigung:

Beweis wurde erhoben durch Einsicht in den Verwaltungsakt der belangten Behérde, insbesondere in die
niederschriftlichen Einvernahmen des Beschwerdeflhrers, dessen Befragung im Rahmen der 6¢ffentlichen mindlichen
Beschwerdeverhandlung am 25.01.2011, und Einsicht in die den hg. Landerfeststellungen zu Grunde liegenden
Berichte.

Die Feststellungen zu Herkunft und Identitat des Beschwerdefiihrers beruhen darauf, dass dieser im Rahmen der
mundlichen Verhandlung vor dem Asylgerichtshof einen russischen Inlandspass, eine Geburtsurkunde und einen
Berufsausweis in Vorlage brachte sowie auf den Sprach-, Orts- und allgemeinen Kenntnissen Gber Tschetschenien.

Die Landerfeststellungen zur Russischen Fdderation (Tschetschenien) entstammen den jeweils darunter angefihrten
aktuellen Berichten diverser anerkannter staatlicher und nichtstaatlicher Einrichtungen bzw. Organisationen und
bieten ein inhaltlich grundsatzlich Ubereinstimmendes und ausgewogenes Bild, sodass insgesamt kein Grund besteht,
an deren Richtigkeit zu zweifeln.

Die negative Feststellung zu potentieller Verfolgungsgefahr und aktuell drohender menschenrechtswidriger
Behandlung des Beschwerdefuihrers in seinem Herkunftsstaat beruht im Wesentlichen auf dem im Rahmen der
Beschwerdeverhandlung dargelegten insgesamt unglaubwurdigen Vorbringen in Zusammenschau mit den aktuellen
Landerberichten.

Aufgabe des Asylwerbers ist es, durch ein in sich stimmiges und widerspruchsfreies Vorbringen, allenfalls durch
entsprechende Bescheinigungsmittel, einen asylrelevanten Sachverhalt glaubhaft zu machen (VwWGH 25.03.1999, ZI.
98/20/0559).

"Glaubhaftmachung" i.S.d. Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flichtlingskonvention ist die Beurteilung des
Vorgetragenen daraufhin, inwieweit einer vernunftbegabten Person nach objektiven Kriterien unter den geschilderten
Umstanden wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung zuzugestehen ist oder nicht. Erachtet die Behdrde im Rahmen der
Beweiswirdigung die Angaben des Asylwerbers grundsatzlich als unwahr, dann kénnen die von ihm behaupteten
Fluchtgriinde gar nicht als Feststellung der rechtlichen Beurteilung zugrunde gelegt werden und es ist auch deren
Eignung zur Glaubhaftmachung wohlbegriindeter Furcht vor Verfolgung gar nicht naher zu beurteilen (VWGH
09.05.1996, ZI.95/20/0380)."Glaubhaftmachung" i.S.d. Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer
Fluchtlingskonvention ist die Beurteilung des Vorgetragenen daraufhin, inwieweit einer vernunftbegabten Person nach
objektiven Kriterien unter den geschilderten Umstanden wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung zuzugestehen ist oder
nicht. Erachtet die Behorde im Rahmen der Beweiswirdigung die Angaben des Asylwerbers grundsatzlich als unwahr,
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dann kénnen die von ihm behaupteten Fluchtgrinde gar nicht als Feststellung der rechtlichen Beurteilung zugrunde
gelegt werden und es ist auch deren Eignung zur Glaubhaftmachung wohlbegriindeter Furcht vor Verfolgung gar nicht
naher zu beurteilen (VwWGH 09.05.1996, ZI. 95/20/0380).

Der Verwaltungsgerichtshof hat in mehreren Erkenntnissen betont, dass die Aussage des Asylwerbers die zentrale
Erkenntnisquelle darstellt und daher der persdnliche Eindruck des Asylwerbers fur die Bewertung der Glaubwdirdigkeit
seiner Angaben von Wichtigkeit ist (VWGH 24.06.1999, ZI. 98/20/0453; 25.11.1999, ZI.98/20/0357); dies unbeschadet
der behérdlichen Anleitungs- und Manuduktionspflicht, sondern als von der Mitwirkungspflicht des Asylwerbers mit
umfasst. Das Bundesasylamt bzw. der Asylgerichtshof sind demnach nicht verpflichtet, Asylwerber derart anzuleiten,
dass ein Antrag von Erfolg gekront sein muss (VWGH 08.07.1993, ZI. 92/01/0715) oder Unterweisungen dahingehend zu
erteilen, wie ein Vorbringen auszufihren ist, damit einem Antrag allenfalls stattgegeben werden kann (VWGH
02.02.1994, Z1. 93/01/1219; 23.03.1994, Z1.93/01/1186).

Im gegenstandlichen Fall konnte der Beschwerdefihrer den Kriterien fur die Glaubhaftmachung eines asylrelevanten
Verfolgungssachverhalts aus folgenden Griinden nicht gerecht werden:

Einleitend ist festzuhalten, dass den Kernpunkt des vom Beschwerdeflhrer im Rahmen seiner niederschriftlichen
Einvernahme vor dem Bundesasylamt am 29.11.2004 vorgetragenen fluchtrelevanten Sachverhalts die Unterstitzung
von Widerstandskampfern im ersten Tschetschenienkrieg darstellte. Offizielle behdrdliche Verfolgungsmalinahmen
gegen seine Person verneinte der Beschwerdefiihrer dezidiert, weiters gab dieser zweimal explizit an, nicht personlich
an Kampfhandlungen beteiligt gewesen zu sein (AS 11).

In seiner Berufung gegen den seinen Asylantrag abweisenden Bescheid des Bundesasylamtes vom 06.12.2004 sprach
der Beschwerdeflihrer dann davon, mehrmals von russischen Soldaten bzw. Behdrdenorganen festgenommen und
misshandelt worden zu sein und sich auch zweimal in Haft befunden zu haben, wo er gefoltert und letztendlich nur
aufgrund von Losegeldzahlungen seiner Eltern frei gekommen sei. Dabei habe man von ihm wissen wollen, "wo die
Waffen und die Rebellen waren".

In der mundlichen Verhandlung vor dem Asylgerichtshof am 25.01.2011 gab der Beschwerdefiihrer nunmehr aber
erstmals an, nicht nur die tschetschenischen Widerstandskampfer unterstitzt, sondern auch selbst gekampft zu
haben. Weiters hatte er sich dergestalt nicht nur im ersten, sondern auch im zweiten Tschetschenienkrieg betatigt,
sodass er - diametral zu seinen Angaben vor dem Bundesasylamt - in beiden Tschetschenienkriegen sowohl die
Rebellen unterstiitzt als auch selbst mitgekdmpft hatte. Dies hatte er damals lediglich deshalb nicht angegeben, da ihm
ein alterer Tschetschene dazu geraten habe, nicht alles auszusagen und er aus Angst gedacht habe, Probleme
bekommen zu kénnen, wenn er dort alles sage.

Fur den erkennenden Senat steht jedoch eindeutig fest, dass der Beschwerdefiihrer nunmehr versuchte, durch die
Erstattung eines sogenannten "gesteigerten Vorbringens" einen asylrelevanten Sachverhalt zu konstruieren, da nicht
nachvollziehbar ist, wieso der Beschwerdefiihrer beinahe sieben Jahre lang (!) seine aktive Beteiligung in beiden
Kriegen mit keinem Wort erwdhnte, zumal er dazu sowohl in seiner Berufung gegen den Bescheid des
Bundesasylamtes vom 06.12.2004 als auch der erhobenen Beschwerde an den Verwaltungsgerichtshof, aber auch
mittels jeglicher sonstiger schriftlicher oder mindlicher Eingabe bei den Asylbehdrden hinlanglich Gelegenheit gehabt
hatte. Der Beschwerdefiihrer konnte aber auch nicht schlissig darlegen, warum und wovor er damals Angst gehabt
habe bzw. warum er diese nun offenbar nicht mehr habe. Doch selbst wenn man dem Beschwerdeflhrer diese Angst
zugestehen wollte, bliebe weiterhin unerklarlich, warum er auch die Frage, ob gegen ihn behdrdliche
Verfolgungsmalinahmen gesetzt worden seien, vor dem Bundesasylamt noch explizit verneint hatte, wahrend er diese
nunmehr bejahte.

Nach standiger Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes kann ein gesteigertes Vorbringen nicht als glaubwdtirdig
angesehen werden (VWGH 08.04.1987, ZI.85/01/0299; 02.02.1994, ZI.93/01/1035), da grundsatzlich den ersten
Angaben eines Asylwerbers ein erhohter Wahrheitsgehalt zuerkannt werden musse. Es entspricht namlich der
Lebenserfahrung, dass Angaben, die in zeitlich geringerem Abstand zu den darin enthaltenen Ereignissen gemacht
werden, der Wahrheit in der Regel am nachsten kommen (VwWGH 11.11.1998, ZI. 98/01/0261, m. w.H.). Denn kein
Asylwerber wirde wohl eine sich bietende Gelegenheit, zentral entscheidungsrelevantes Vorbringen zu erstatten,
ungenutzt vortubergehen lassen (VwWGH 07.06.2000, ZI. 2000/01/0250).

DarUber hinaus konnte der Beschwerdeflhrer in der Beschwerdeverhandlung aber auch nur eine einzige konkrete
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Begebenheit schildern, als man ihn namlich im Zuge einer mehrwdéchigen Inhaftierung geschlagen und er dadurch
einen Kieferbruch erlitten habe. Eben diese Verletzung fihrte der Beschwerdefiuihrer zwar auch schon vor dem
Bundesasylamt an, jedoch in einem ganz anderen Zusammenhang, als ihn namlich russische Soldaten anlasslich einer
"Sauberung" nach Wodka gefragt und offenbar keine zufriedenstellende Antwort erhalten hatten. Auf diesbeztiglichen
Vorhalt meinte der Beschwerdeflhrer lediglich, dass die nunmehr von ihm geschilderte Misshandlung die zweite ihrer
Art gewesen sei und sein bereits "beschadigter" Kiefer damals neuerlich gebrochen worden sei, was wiederum
insofern beachtlich ist, als der Beschwerdefiihrer am 29.11.2004, die Frage ob es "noch weitere derartige Ereignisse
gegeben" habe, lediglich mit der Zerstérung des Hauses durch Raketenbeschuss im Jahre 1996 angeflihrt hatte.
Nunmehr konnte sich der Beschwerdefihrer jedoch nicht einmal mehr genau an den von ihm vor der belangten

Behdorde geschilderten Vorfall mit den um Wodka fragenden Soldaten erinnern.

Nicht zuletzt stellt aber auch die mit Hilfe seines originalen russischen Inlandspasses erfolgte legale Ausreise des
Beschwerdefihrers, anlasslich der er eigenen Angaben zu Folge sowohl beim Kauf der Fahrkarten als auch wahrend
der Reise ein- oder zweimal von der Polizei kontrolliert worden sei, ein offenkundiges Indiz fir das Nichtvorliegen
malgeblicher asylrelevanter Verfolgungsgefahr dar und kann deshalb die nunmehr vor dem Asylgerichtshof
aufgestellte Behauptung, in seinem Herkunftsstaat sei nach ihm gesucht bzw. gefahndet worden
(Verhandlungsprotokoll vom 25.01.2011, S. 5) keineswegs fur glaubhaft angesehen werden.

Auch der Umstand, dass in seiner Heimat noch zahlreiche (auch mannliche) enge Verwandte leben, dem
Beschwerdefiihrer von etwaigen (asylrelevanten) Schwierigkeiten jedoch nichts bekannt sei (Verhandlungsprotokoll
vom 25.01.2011, S. 4) und somit offenbar auch davon auszugehen ist, dass sich nicht ein einziges Mal etwaige
Behordenvertreter nach dem Aufenthaltsort des Beschwerdefihrers erkundigt hatten, spricht gegen das aktuelle
Vorliegen von Verfolgungsgefahr.

Obwohl auch in Bezug auf die Modalitaten der EheschlieBung des Beschwerdefihrers in der mindlichen Verhandlung
vor dem Asylgerichtshof Ungereimtheiten hervorkamen und deren rechtswirksames Zustandekommen Bedenken des
vorsitzenden Richters begegneten, war - insbesondere aufgrund der bereits vom Bundesasylamt offenbar fir echt
befundenen Heiratsurkunde - im Zweifel von einer glltigen Ehe des Beschwerdefuhrers mit der Asylwerberin zum
Verfahren mit der Zahl D1 256718-1/2010 auszugehen.

Zusammengefasst kommt der erkennende Senat des Asylgerichtshofes im vorliegenden Fall nach Durchfihrung einer
mundlichen Verhandlung und des dabei gewonnenen persénlichen Eindrucks vom Beschwerdefiihrer aber jedenfalls
zum Ergebnis, dass aufgrund des unglaubwuirdigen, weil Uber weite Strecken nicht nachvollziehbaren und im
Kernpunkt eindeutig gesteigerten Vorbringens ein asylrelevanter Sachverhalt nicht glaubhaft gemacht werden konnte.

3. Rechtlich folgt:

3.1. Gemal3 § 28 Abs. 1 Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG,BGBI. | Nr. 4/2008, tritt dieses Bundesgesetz mit 01.07.2008 in
Kraft. Gleichzeitig tritt das Bundesgesetz Gber den Unabhangigen Bundesasylsenat - UBASG, BGBI. | Nr. 77/1997 in der
Fassung BGBI. I. Nr. 100/2005, auBer Kraft.3.1. GemaR Paragraph 28, Absatz eins, Asylgerichtshofgesetz - AsylGHG,
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 4 aus 2008, tritt dieses Bundesgesetz mit 01.07.2008 in Kraft. Gleichzeitig tritt das
Bundesgesetz Uber den Unabhangigen Bundesasylsenat - UBASG, Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 77 aus 1997, in der
Fassung Bundesgesetzblatt rémisch eins. Nr. 100 aus 2005,, auf3er Kraft.

GemaR & 23 Abs. 1 AsylGHG sind soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005), BGBI. | Nr. 100, nicht anderes
ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes
1991 (AVG), BGBI. Nr. 51, mit der MaBgabe sinngemal anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der
Begriff "Beschwerde" tritt. Gemald Abs. 2 leg. cit. sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu verkiinden und
auszufertigen.GemdR Paragraph 23, Absatz eins, AsylGHG sind soweit sich aus dem Asylgesetz 2005 (AsylG 2005),
Bundesgesetzblatt rémisch eins Nr. 100, nicht anderes ergibt, auf das Verfahren vor dem Asylgerichtshof die
Bestimmungen des Allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetzes 1991 (AVG), Bundesgesetzblatt Nr. 51, mit der
Maligabe sinngemall anzuwenden, dass an die Stelle des Begriffs "Berufung" der Begriff "Beschwerde" tritt. Gemaf
Absatz 2, leg. cit. sind die Erkenntnisse im Namen der Republik zu verkiinden und auszufertigen.

Der Asylgerichtshof entscheidet gemal Art. 129c Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG,BGBI. Nr. 1/1930 in der Fassung
BGBI. | Nr. 2/2008, in Verbindung mit§ 61 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009 in
Senaten oder, soweit dies in Abs. 3 oder 3a leg. cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter GberDer Asylgerichtshof
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entscheidet gemald Artikel 129 ¢, Bundes-Verfassungsgesetz - B-VG, Bundesgesetzblatt Nr. 1 aus 1930, in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 2 aus 2008,, in Verbindung mit Paragraph 61, Absatz eins, AsylG 2005, BGBI. romisch
eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009, in Senaten oder, soweit dies in Absatz 3,
oder 3a leg. cit. vorgesehen ist, durch Einzelrichter Uber

1. Beschwerden gegen Bescheide des Bundesasylamtes und
2. Beschwerden wegen Verletzung der Entscheidungspflicht des Bundesasylamtes.

Gemal 8 66 Abs. 4 AVG hat die Berufungsbehérde aufBer in dem in Abs. 2 erwahnten Fall, sofern die Berufung nicht als
unzulassig oder verspatet zurtckzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im
Spruch als auch hinsichtlich der Begriindung (8 60) ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehdrde zu setzen
und demgemall den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.GemaR Paragraph 66, Absatz 4, AVG
hat die Berufungsbehdrde aulRer in dem in Absatz 2, erwahnten Fall, sofern die Berufung nicht als unzulassig oder
verspatet zurlickzuweisen ist, immer in der Sache selbst zu entscheiden. Sie ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch
hinsichtlich der Begriindung (Paragraph 60,) ihre Anschauung an die Stelle jener der Unterbehérde zu setzen und
demgemalR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern.

GemalR§ 73 Abs. 1 AsylG 2005 tritt dieses Bundesgesetz mit 01.01.2006 in Kraft. Das Bundesgesetz Uber die
Gewahrung von Asyl (Asylgesetz 1997 - AsylG), BGBI. | Nr. 76, tritt mit Ausnahme des 8 42 Abs. 1 mit Ablauf des
31.12.2005 aulRer Kraft (§ 73 Abs. 2 AsylG 2005).GemalR Paragraph 73, Absatz eins, AsylG 2005 tritt dieses Bundesgesetz
mit 01.01.2006 in Kraft. Das Bundesgesetz Uber die Gewahrung von Asyl (Asylgesetz 1997 - AsylG), Bundesgesetzblatt
romisch eins Nr. 76, tritt mit Ausnahme des Paragraph 42, Absatz eins, mit Ablauf des 31.12.2005 auller Kraft
(Paragraph 73, Absatz 2, AsylG 2005).

Gemal 8 75 Abs. 1 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009, sind alle am 31.12.2005 anhangigen
Verfahren nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der MalRgabe zu Ende zu fUhren, dass in Verfahren, die
nach dem 31.03.2009 beim Bundesasylamt anhangig sind oder werden, 8 10 in der Fassung BGBI. | Nr. 29/2009 mit der
Maligabe anzuwenden ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde, dass die
Zuruckweisung, Zuruckschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zuldssig ist, oder eine
Zuruckweisung des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. 8 44 Asylgesetz 1997 gilt. Die 88 24,
26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden. § 27 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 122/2009 ist auf diese Verfahren mit der Mal3gabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt
oder der Asylgerichtshof zur Erlassung einer Ausweisung zustandig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des
Ausweisungsverfahrens flihren wirde, nach dem 31.12.2005 verwirklicht wurde. 8 57 Abs. 5 und 6 ist auf diese
Verfahren mit der MaRgabe anzuwenden, dass nur Sachverhalte, die nach dem 31.12.2005 verwirklicht wurden, zur
Anwendung dieser Bestimmungen fihren.Gemal3 Paragraph 75, Absatz eins, AsylG 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in
der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, sind alle am 31.12.2005 anhangigen Verfahren nach den
Bestimmungen des Asylgesetzes 1997 mit der Mal3gabe zu Ende zu fiihren, dass in Verfahren, die nach dem 31.03.2009
beim Bundesasylamt anhangig sind oder werden, Paragraph 10, in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus
2009, mit der MaRRgabe anzuwenden ist, dass eine Abweisung des Asylantrages, wenn unter einem festgestellt wurde,
dass die Zurtickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Asylwerbers in seinen Herkunftsstaat zuldssig ist,
oder eine Zuruckweisung des Asylantrages als Entscheidung nach dem Asylgesetz 2005 gilt. Paragraph 44, Asylgesetz
1997 gilt. Die Paragraphen 24, 26, 54 bis 57 und 60 dieses Bundesgesetzes sind auf diese Verfahren anzuwenden.
Paragraph 27, in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009, ist auf diese
Verfahren mit der MaRRgabe anzuwenden, dass das Bundesasylamt oder der Asylgerichtshof zur Erlassung einer
Ausweisung zustandig ist und der Sachverhalt, der zur Einleitung des Ausweisungsverfahrens fihren wirde, nach dem
31.12.2005 verwirklicht wurde. Paragraph 57, Absatz 5 und 6 ist auf diese Verfahren mit der MalRgabe anzuwenden,
dass nur Sachverhalte, die nach dem 31.12.2005 verwirklicht wurden, zur Anwendung dieser Bestimmungen fuhren.

Gemald § 44 Abs. 1 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der FassungBGBI. | Nr. 101/2003, werden Verfahren zur
Entscheidung Uber Asylantrage und Asylerstreckungsantrage, die bis zum 30.04.2004 gestellt wurden, nach den
Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBI. | Nr. 76 in der Fassung BGBI. | Nr. 126/2002, geflihrt.GemaR Paragraph 44,
Absatz eins, Asylgesetz 1997, BGBI. rdmisch eins Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,,
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werden Verfahren zur Entscheidung Uber Asylantrage und Asylerstreckungsantrage, die bis zum 30.04.2004 gestellt
wurden, nach den Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBI. rdmisch eins Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt
Teil eins, Nr. 126 aus 2002,, gefuhrt.

Gemal} 8 44 Abs. 3 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der FassungBGBI. | Nr. 101/2003, sind die 88 8, 15, 22, 23 Abs. 3, 5
und 6, 36, 40 und 40a in der Fassung BGBI. | Nr. 101/2003, auch auf Verfahren gemald Abs. 1 anzuwendenGemal3
Paragraph 44, Absatz 3, Asylgesetz 1997, BGBI. rémisch eins Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101
aus 2003, sind die Paragraphen 8, 15, 22, 23, Absatz 3, 5 und 6, 36, 40 und 40 a in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil
eins, Nr. 101 aus 2003,, auch auf Verfahren gemaR Absatz eins, anzuwenden.

Der dem gegenstandlichen Beschwerdeverfahren zu Grunde liegende Antrag auf die Gewahrung von Asyl wurde zwar
bereits am 25.04.2004 gestellt, aufgrund des zum Zeitpunkt der Erlassung des erstinstanzlichen Bescheides jedoch
bereits in Geltung befindlichen Asylgesetzes 1997, BGBI. | Nr. 76 in der Fassung BGBI. | Nr. 101/2003, waren im Rahmen
dieses Verfahrens hinsichtlich Spruchteil I. des bekampften Bescheides die Bestimmungen des Asylgesetzes 1997,
BGBI. I Nr. 76, anzuwenden und in Bezug auf Spruchteil 1. 8 8 Asylgesetz 1997, BGBI. | Nr. 76 in der Fassung BGBI. | Nr.
101/2003, heranzuziehen.Der dem gegenstandlichen Beschwerdeverfahren zu Grunde liegende Antrag auf die
Gewdhrung von Asyl wurde zwar bereits am 25.04.2004 gestellt, aufgrund des zum Zeitpunkt der Erlassung des
erstinstanzlichen Bescheides jedoch bereits in Geltung befindlichen Asylgesetzes 1997, BGBI. rémisch eins Nr. 76 in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, waren im Rahmen dieses Verfahrens hinsichtlich Spruchteil
réomisch eins. des bekdmpften Bescheides die Bestimmungen des Asylgesetzes 1997, BGBI. romisch eins Nr. 76,
anzuwenden und in Bezug auf Spruchteil romisch zwei. Paragraph 8, Asylgesetz 1997, BGBI. romisch eins Nr. 76 in der
Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, heranzuziehen.

GemaR § 75 Abs. 8 AsylG 2005, BGBI. | Nr. 100 in der FassungBGBI. | Nr. 122/2009, ist § 10 in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBI. | Nr. 122/2009 auf alle am oder nach dem 1. Janner 2010 anhdngigen Verfahren nach dem
Asylgesetz 1997 mit der MalRgabe anzuwenden, dass eine Ausweisungsentscheidung nach dem Asylgesetz 1997, die
vor dem 1. Janner 2010 erlassen wurde, als eine Ausweisungsentscheidung nach § 10, die Zurlckweisung eines
Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997 als Zurlickweisung nach § 10 Abs. 1 Z 1 und die Abweisung eines Asylantrages
nach dem Asylgesetz 1997, mit der festgestellt wurde, dass die Zurickweisung, Zurtickschiebung oder Abschiebung des
Fremden in den Herkunftsstaat zuldssig ist, als Abweisung nach § 10 Abs. 1 Z 2 gilt. GemaR Paragraph 75, Absatz 8,
AsylG 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, ist Paragraph 10,
in der Fassung des Bundesgesetzes Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009, auf alle am oder nach dem 1. Janner
2010 anhangigen Verfahren nach dem Asylgesetz 1997 mit der MaRgabe anzuwenden, dass eine
Ausweisungsentscheidung nach dem Asylgesetz 1997, die vor dem 1. Janner 2010 erlassen wurde, als eine
Ausweisungsentscheidung nach Paragraph 10,, die Zurlickweisung eines Asylantrages nach dem Asylgesetz 1997 als
Zurlckweisung nach Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer eins und die Abweisung eines Asylantrages nach dem Asylgesetz
1997, mit der festgestellt wurde, dass die Zuritickweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des Fremden in den
Herkunftsstaat zuldssig ist, als Abweisung nach Paragraph 10, Absatz eins, Ziffer 2, gilt.

Im Hinblick auf die vom Bundesasylamt im bekampften Bescheid verfligte Ausweisungsentscheidung (Spruchteil Il1.)
wlrde im hier zu beurteilenden Fall somit § 10 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 idF BGBI. | Nr. 122/2009, zur
Anwendung gelangen.Im Hinblick auf die vom Bundesasylamt im bekampften Bescheid verfiigte
Ausweisungsentscheidung (Spruchteil rémisch drei.) wirde im hier zu beurteilenden Fall somit Paragraph 10,
Asylgesetz 2005, BGBI. romisch eins Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, zur
Anwendung gelangen.

3.2. GemaR § 3 Abs. 1 Asylgesetz 1997 - AsylG, BGBI. | Nr. 76, begehren Fremde, die in Osterreich Schutz vor Verfolgung
im Sinne von Art. 1 Abschnitt A Z 2 der Genfer Flichtlingskonvention suchen, mit einem Asylantrag die Gewahrung von
Asyl.3.2. Gemal Paragraph 3, Absatz eins, Asylgesetz 1997 - AsylG, Bundesgesetzblatt rémisch eins Nr. 76, begehren
Fremde, die in Osterreich Schutz vor Verfolgung im Sinne von Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der Genfer
Fluchtlingskonvention suchen, mit einem Asylantrag die Gewahrung von Asyl.

Artikel 1 Abschnitt A Z 2 der Konvention Uber die Rechtsstellung der Fliichtlinge in der Fassung des Protokolls tber die
Rechtsstellung der Flichtlinge, BGBI. Nr. 55/1955 und 78/1974 (Genfer Flichtlingskonvention - GFK), definiert, dass als
Fluchtling im Sinne dieses Abkommens anzusehen ist, wer sich infolge von eingetretenen Ereignissen aus
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wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer
staatenlos ist, sich infolge obiger Umstande aullerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtickzukehren.Artikel 1 Abschnitt A
Ziffer 2, der Konvention Uber die Rechtsstellung der Fluchtlinge in der Fassung des Protokolls Uber die Rechtsstellung
der Fluchtlinge, Bundesgesetzblatt Nr. 55 aus 1955, und 78 aus 1974, (Genfer Flichtlingskonvention - GFK), definiert,
dass als Fluchtling im Sinne dieses Abkommens anzusehen ist, wer sich infolge von eingetretenen Ereignissen aus
wohlbegrindeter Furcht, aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitat, Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen
Gruppe oder der politischen Gesinnung verfolgt zu werden, aul3erhalb seines Heimatlandes befindet und nicht in der
Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, sich des Schutzes dieses Landes zu bedienen; oder wer
staatenlos ist, sich infolge obiger Umsténde aullerhalb des Landes seines gewdhnlichen Aufenthaltes befindet und
nicht in der Lage oder im Hinblick auf diese Furcht nicht gewillt ist, in dieses Land zurtickzukehren.

GemalR § 7 AsylG hat die Behorde Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewdhren, wenn glaubhaft ist, dass
ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung (Art. 1 Abschnitt A Z 2 der GFK) droht und keiner der in Art. 1 Abschnitt C oder F
der GFK genannten Endigungs- oder Ausschlussgrinde vorliegt.Gemall Paragraph 7, AsylG hat die Behdrde
Asylwerbern auf Antrag mit Bescheid Asyl zu gewahren, wenn glaubhaft ist, dass ihnen im Herkunftsstaat Verfolgung
(Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, der GFK) droht und keiner der in Artikel eins, Abschnitt C oder F der GFK genannten
Endigungs- oder Ausschlussgrtinde vorliegt.

Zentraler Aspekt der dem§ 7 AsylG zugrundeliegenden, in Art. 1 Abschnitt A Z 2 GFK definierten Verfolgung im
Herkunftsstaat ist die wohlbegriindete Furcht vor Verfolgung. Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie
im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers unter Berlcksichtigung der Verhéltnisse im Verfolgerstaat objektiv
nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich
firchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden flrchten
wulrde. Unter Verfolgung ist ein ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitdt in die zu schitzende Sphare des
Einzelnen zu verstehen. Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der
Inanspruchnahme des Schutzes des Heimatstaates zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der
wohlbegrindeten Furcht in engstem Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegrindeten Furcht. Eine
Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen, wenn eine Verfolgung mit einer maRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die
entfernte Moglichkeit einer Verfolgung gentgt nicht (VwGH 21.12.2000, ZI.2000/01/0131; VwGH 19.04.2001, ZI.
99/20/0273). Relevant kann darlUber hinaus nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung
vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit
mafgeblicher Wahrscheinlichkeit Verfolgung aus den in Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 GFK genannten Grinden zu
beflrchten habe (VwWGH 19.10.2000, ZI. 98/20/0233).Zentraler Aspekt der dem Paragraph 7, AsylG zugrundeliegenden,
in Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, GFK definierten Verfolgung im Herkunftsstaat ist die wohlbegriindete Furcht vor
Verfolgung. Eine Furcht kann nur dann wohlbegriindet sein, wenn sie im Licht der speziellen Situation des Asylwerbers
unter BerUcksichtigung der Verhaltnisse im Verfolgerstaat objektiv nachvollziehbar ist. Es kommt nicht darauf an, ob
sich eine bestimmte Person in einer konkreten Situation tatsachlich furchtet, sondern ob sich eine mit Vernunft
begabte Person in dieser Situation aus Konventionsgrinden furchten wirde. Unter Verfolgung ist ein
ungerechtfertigter Eingriff von erheblicher Intensitat in die zu schutzende Sphare des Einzelnen zu verstehen.
Erhebliche Intensitat liegt vor, wenn der Eingriff geeignet ist, die Unzumutbarkeit der Inanspruchnahme des Schutzes
des Heimatstaates zu begrinden. Die Verfolgungsgefahr steht mit der wohlbegriindeten Furcht in engstem
Zusammenhang und ist Bezugspunkt der wohlbegriindeten Furcht. Eine Verfolgungsgefahr ist dann anzunehmen,
wenn eine Verfolgung mit einer malRgeblichen Wahrscheinlichkeit droht, die entfernte Moglichkeit einer Verfolgung
genugt nicht (VwGH 21.12.2000, ZI. 2000/01/0131; VwGH 19.04.2001, ZI.99/20/0273). Relevant kann darlber hinaus
nur eine aktuelle Verfolgungsgefahr sein; sie muss bei Bescheiderlassung vorliegen, auf diesen Zeitpunkt hat die der
Asylentscheidung immanente Prognose abzustellen, ob der Asylwerber mit malgeblicher Wahrscheinlichkeit
Verfolgung aus den in Artikel 1 Abschnitt A Ziffer 2 GFK genannten Gruinden zu befurchten habe (VwGH 19.10.2000, ZI.
98/20/0233).

Angesichts des hier zu beurteilenden Falles ergibt sich zusammengefasst, dass ausgehend vom unglaubwurdigen
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Vorbringen des Beschwerdefuhrers eine asylrelevante Verfolgung im Sinne des 8 7 AsylG nicht glaubhaft gemacht
werden konnte. Da auch auf Grund des Ermittlungsverfahrens nicht hervorgekommen ist, dass ihm in seinem
Herkunftsstaat asylrelevante Verfolgung im Sinne des Art. 1 Abschnitt A Z 2 Genfer Flichtlingskonvention droht, war
die Beschwerde gegen Spruchpunkt |. des angefochtenen Bescheides des Bundesasylamtes vom 06.12.2004, ZI. 04
08.751-BAL, abzuweisen.Angesichts des hier zu beurteilenden Falles ergibt sich zusammengefasst, dass ausgehend
vom unglaubwirdigen Vorbringen des Beschwerdefuhrers eine asylrelevante Verfolgung im Sinne des Paragraph 7,
AsylG nicht glaubhaft gemacht werden konnte. Da auch auf Grund des Ermittlungsverfahrens nicht hervorgekommen
ist, dass ihm in seinem Herkunftsstaat asylrelevante Verfolgung im Sinne des Artikel eins, Abschnitt A Ziffer 2, Genfer
Fluchtlingskonvention droht, war die Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch eins. des angefochtenen Bescheides des
Bundesasylamtes vom 06.12.2004, ZI. 04 08.751-BAL, abzuweisen.

3.3. Ist ein Asylantrag abzuweisen, so hat die Behérde gemal3 8 8 Abs. 1 Asylgesetz 1997, BGBI. Nr. 76 idBGBI. | Nr.
101/2003, von Amts wegen bescheidmaRig festzustellen, ob die Zurickweisung, Zuriickschiebung oder Abschiebung
des Fremden in den Herkunftsstaat zuldssig ist (vormals § 57 FrG 1997, nunmehr § 50 FPG); diese Entscheidung ist mit
der Abweisung des Asylantrages zu verbinden.3.3. Ist ein Asylantrag abzuweisen, so hat die Behérde gemald Paragraph
8, Absatz eins, Asylgesetz 1997, BGBI. Nr. 76 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,, von Amts
wegen bescheidmalig festzustellen, ob die Zurlckweisung, Zurlickschiebung oder Abschiebung des Fremden in den
Herkunftsstaat zuldssig ist (vormals Paragraph 57, FrG 1997, nunmehr Paragraph 50, FPG); diese Entscheidung ist mit
der Abweisung des Asylantrages zu verbinden.

Gemald §8 124 Abs. 2 Bundesgesetz Uber die Auslibung der Fremdenpolizei, die Ausstellung von Dokumenten fir
Fremde und die Erteilung von Einreisetitel (Fremdenpolizeigesetz 2005 - FPG), Art. 3 Fremdenrechtspaket 2005, BGBI. |
Nr. 100/2005, treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des Fremdengesetzes 1997 verwiesen
wird, die entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes an deren Stelle.Gemal Paragraph 124, Absatz 2,
Bundesgesetz Uber die Austbung der Fremdenpolizei, die Ausstellung von Dokumenten fir Fremde und die Erteilung
von Einreisetitel (Fremdenpolizeigesetz 2005 - FPG), Artikel 3, Fremdenrechtspaket 2005, Bundesgesetzblatt Teil eins,
Nr. 100 aus 2005,, treten, soweit in anderen Bundesgesetzen auf Bestimmungen des Fremdengesetzes 1997 verwiesen
wird, die entsprechenden Bestimmungen dieses Bundesgesetzes an deren Stelle.

Gemald § 50 Abs. 2 FPGist die Zurlckweisung oder Zurlickschiebung Fremder in einen Staat oder die Hinderung an der
Einreise aus einem Staat unzuldssig, wenn stichhaltige Grinde fur die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder
ihre Freiheit aus Grinden ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalitat, ihrer Zugehdrigkeit zu einer bestimmten
sozialen Gruppe oder ihrer politischen Ansichten bedroht ware (Art. 33 Z 1 der Konvention Uber die Rechtsstellung der
Flichtlinge, BGBI. Nr. 55/1955, in der Fassung des Protokolls Uber die Rechtsstellung der Flichtlinge,BGBI. Nr.
78/1974), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative @ 11 AsylG 2005).Gemal3 Paragraph 50, Absatz
2, FPG ist die Zurlckweisung oder Zurlickschiebung Fremder in einen Staat oder die Hinderung an der Einreise aus
einem Staat unzulassig, wenn stichhaltige Griinde fur die Annahme bestehen, dass dort ihr Leben oder ihre Freiheit
aus Grinden ihrer Rasse, ihrer Religion, ihrer Nationalitat, ihrer Zugehorigkeit zu einer bestimmten sozialen Gruppe
oder ihrer politischen Ansichten bedroht ware (Artikel 33, Ziffer eins, der Konvention Uber die Rechtsstellung der
Fluchtlinge, Bundesgesetzblatt Nr. 55 aus 1955,, in der Fassung des Protokolls tGiber die Rechtsstellung der Fliichtlinge,
Bundesgesetzblatt Nr. 78 aus 1974,), es sei denn, es bestehe eine innerstaatliche Fluchtalternative (Paragraph 11,
AsylG 2005).

GemalR § 50 Abs. 1 FPG ist die Zuriickweisung, die Hinderung an der Einreise, Zuriickschiebung oder Abschiebung
Fremder in einen Staat unzulassig, wenn dadurch Art. 2 oder 3 der Europaischen Menschenrechtskonvention (EMRK),
BGBI. Nr. 210/1958, oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und
Grundfreiheiten Uber die Abschaffung der Todesstrafe verletzt wiirde oder fir sie als Zivilperson eine ernsthafte
Bedrohung des Lebens oder der Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes verbunden ware.Gemaf3 Paragraph 50, Absatz eins, FPG ist die Zurickweisung, die
Hinderung an der Einreise, Zurlckschiebung oder Abschiebung Fremder in einen Staat unzuldssig, wenn dadurch
Artikel 2, oder 3 der Europdischen Menschenrechtskonvention (EMRK), Bundesgesetzblatt Nr. 210 aus 1958,, oder das
Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten Uber die
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Abschaffung der Todesstrafe verletzt wiirde oder fur sie als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung des Lebens oder der
Unversehrtheit infolge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes

verbunden ware.

Die bloRBe Méglichkeit einer dem Art. 3 EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder
abgeschoben wird, genlgt nicht, um die Abschiebung des Fremden in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des § 57
FrG 1997 als unzuldssig erscheinen zu lassen; vielmehr mussen konkrete Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass gerade
der Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VWGH 27.02.1997, ZI. 98/21/0427).Die bloRBe Méglichkeit
einer dem Artikel 3, EMRK widersprechenden Behandlung in jenem Staat, in den ein Fremder abgeschoben wird,
genugt nicht, um die Abschiebung des Fremden in diesen Staat unter dem Gesichtspunkt des Paragraph 57, FrG 1997
als unzulassig erscheinen zu lassen; vielmehr mussen konkrete Anhaltspunkte dafur vorliegen, dass gerade der
Betroffene einer derartigen Gefahr ausgesetzt sein wirde (VWGH 27.02.1997, ZI. 98/21/0427).

Der Fremde hat das Bestehen einer aktuellen, also im Fall seiner Abschiebung in den von seinem Antrag erfassten
Staat dort gegebenen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder infolge nicht ausreichenden Funktionierens
der Staatsgewalt nicht abwendbaren Bedrohung i.S.d. 8 57 Abs. 1 und/oder Abs. 2 FrG 1997 glaubhaft zu machen,
wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die Person des Fremden betreffender, durch
entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist (VwGH 02.08.2000, ZI. 98/21/0461; VwGH
25.01.2001, ZI. 2001/20/0011).Der Fremde hat das Bestehen einer aktuellen, also im Fall seiner Abschiebung in den von
seinem Antrag erfassten Staat dort gegebenen, durch staatliche Stellen zumindest gebilligten oder infolge nicht
ausreichenden Funktionierens der Staatsgewalt nicht abwendbaren Bedrohung i.S.d. Paragraph 57, Absatz eins,
und/oder Absatz 2, FrG 1997 glaubhaft zu machen, wobei diese aktuelle Bedrohungssituation mittels konkreter, die
Person des Fremden betreffender, durch entsprechende Bescheinigungsmittel untermauerter Angaben darzutun ist
(VWGH 02.08.2000, ZI. 98/21/0461; VWGH 25.01.2001, ZI.2001/20/0011).

Wie oben ausgefihrt, liegen im gegenstandlichen Fall keine stichhaltigen Griinde fir die Annahme vor, dass das Leben
oder die Freiheit des Beschwerdefihrers aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehdrigkeit zu einer
bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Ansichten bedroht ware, weshalb kein Fall des§& 50 Abs. 2 FPG
vorliegt.Wie oben ausgefihrt, liegen im gegenstandlichen Fall keine stichhaltigen Griinde fur die Annahme vor, dass
das Leben oder die Freiheit des Beschwerdefihrers aus Grinden der Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehdrigkeit zu
einer bestimmten sozialen Gruppe oder politischen Ansichten bedroht ware, weshalb kein Fall des Paragraph 50,
Absatz 2, FPG vorliegt.

Zu prufen bleibt somit, ob es begriindete Anhaltspunkte daflrr gibt, dass durch die Zuriickweisung, Zurlickschiebung
oder Abschiebung des Beschwerdeflhrers in seinen Herkunftsstaat Art. 2 oder 3 der Europdischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Europadischen Menschenrechtskonvention
verletzt wirde oder fUr ihn als Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung in Folge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines
internationalen oder innerstaatlichen Konfliktes gegeben ist (8 50 Abs. 1 FPG). Auch hier ist die maligebliche
Wahrscheinlichkeit des Eintritts einer Verletzung der Menschenrechte gefordert. Es missen stichhaltige Grinde fur die
Annahme sprechen, dass eine Person der realen Gefahr einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe ausgesetzt
ware bzw. konkrete Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr
ausgesetzt sein wirde. Die bloBe Moglichkeit oder Vermutungen genigen nicht.Zu prufen bleibt somit, ob es
begriindete Anhaltspunkte daflr gibt, dass durch die Zurlckweisung, Zurlckschiebung oder Abschiebung des
Beschwerdefiihrers in seinen Herkunftsstaat Artikel 2, oder 3 der Europaischen Menschenrechtskonvention (EMRK)
oder das Protokoll Nr. 6 oder Nr. 13 zur Europdischen Menschenrechtskonvention verletzt wiirde oder fur ihn als
Zivilperson eine ernsthafte Bedrohung in Folge willkirlicher Gewalt im Rahmen eines internationalen oder
innerstaatlichen Konfliktes gegeben ist (Paragraph 50, Absatz eins, FPG). Auch hier ist die maligebliche
Wahrscheinlichkeit des Eintritts einer Verletzung der Menschenrechte gefordert. Es missen stichhaltige Grinde fur die
Annahme sprechen, dass eine Person der realen Gefahr einer unmenschlichen Behandlung oder Strafe ausgesetzt
ware bzw. konkrete Anhaltspunkte dafir vorliegen, dass gerade die betroffene Person einer derartigen Gefahr
ausgesetzt sein wirde. Die blof3e Moglichkeit oder Vermutungen genligen nicht.

"Dabei obliegt es der betroffenen Person, die eine Verletzung von Art. 3 EMRK im Falle der Abschiebung behauptet,
soweit als moglich Informationen vorzulegen, die den innerstaatlichen Behorden [...] eine Bewertung der mit einer
Abschiebung verbundenen Gefahr erlauben" (EGMR 05.07.2005, Said gg. die Niederlande, Appl. 2345/02)."Dabei obliegt
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es der betroffenen Person, die eine Verletzung von Artikel 3, EMRK im Falle der Abschiebung behauptet, soweit als
moglich Informationen vorzulegen, die den innerstaatlichen Behdrden [...] eine Bewertung der mit einer Abschiebung
verbundenen Gefahr erlauben" (EGMR 05.07.2005, Said gg. die Niederlande, Appl. 2345/02).

Im vorliegenden Fall liegen aber auch keine Umstande vor, die eine mdogliche Verletzung der Art. 2 oder 3 EMRK oder
deren Zusatzprotokolle Nr. 6 bzw. Nr. 13 im Falle der Riickkehr des Beschwerdeflhrers in seinen Herkunftsstaat
indizieren wirden.Im vorliegenden Fall liegen aber auch keine Umstande vor, die eine mégliche Verletzung der Artikel
2, oder 3 EMRK oder deren Zusatzprotokolle Nr. 6 bzw. Nr. 13 im Falle der Ruckkehr des Beschwerdefuhrers in seinen
Herkunftsstaat indizieren warden.

Es ergeben sich ausgehend von der Unglaubwiirdigkeit des Vorbringens weder Hinweise, dass der Beschwerdefihrer
bei einer Ruckkehr in seinen Herkunftsstaat konkret Gefahr liefe, der Folter, einer unmenschlichen oder
erniedrigenden Behandlung oder Strafe bzw. der Todesstrafe unterworfen zu werden noch liegen unter
Berucksichtigung der grundsatzlichen Gesundheit und Arbeitsfahigkeit des Beschwerdefuhrers sowie der Tatsache,
dass dieser im Herkunftsstaat noch Uber mehrere Verwandte verflugt "aullergewdhnliche Umstande" (;exceptional
circumstances') im Sinne der Judikatur des Europdischen Gerichtshofes fuir Menschenrechte (EGMR) zu Art. 3 EMRK vor,
die eine Abschiebung aus anderen - etwa gesundheitlichen - Grinden als unzuldssig erscheinen lassen wirden (vgl.
diesbezlglich EGMR 02.05.1997, D. v. The United Kingdom, Appl. 30.240/96; EGMR 27.05.2008, N. v. The United
Kingdom, Appl. 26.565/05 bzw. VwGH 23.09.2009, ZI.2007/01/0515).Es ergeben sich ausgehend von der
Unglaubwurdigkeit des Vorbringens weder Hinweise, dass der Beschwerdefiihrer bei einer Ruckkehr in seinen
Herkunftsstaat konkret Gefahr liefe, der Folter, einer unmenschlichen oder erniedrigenden Behandlung oder Strafe
bzw. der Todesstrafe unterworfen zu werden noch liegen unter BerUcksichtigung der grundséatzlichen Gesundheit und
Arbeitsfahigkeit des Beschwerdefiihrers sowie der Tatsache, dass dieser im Herkunftsstaat noch Uber mehrere
Verwandte verflgt "auBergewdhnliche Umstdande" (;exceptional circumstances') im Sinne der Judikatur des
Europaischen Gerichtshofes fir Menschenrechte (EGMR) zu Artikel 3, EMRK vor, die eine Abschiebung aus anderen -
etwa gesundheitlichen - Griinden als unzulassig erscheinen lassen wirden vergleiche diesbezlglich EGMR 02.05.1997,
D. v. The United Kingdom, Appl. 30.240/96; EGMR 27.05.2008, N. v. The United Kingdom, Appl. 26.565/05 bzw. VWGH
23.09.2009, ZI. 2007/01/0515).

Letztlich konnte auch nicht festgestellt werden, dass in der Russischen Foderation (Tschetschenien) - trotz der vom
Asylgerichtshof nicht auBer Acht gelassenen teilweise angespannten Sicherheitssituation - derzeit eine "extreme
Gefahrenlage" (vgl. etwa VWGH 16.04.2002, ZI. 2000/20/0131) im Sinne einer dermaRen schlechten wirtschaftlichen
oder allgemeinen (politischen) Situation herrschen wuirde, die flr sich genommen bereits die Zuldssigkeit der
Abschiebung als unrechtmaRig erscheinen liel3e.Letztlich konnte auch nicht festgestellt werden, dass in der Russischen
Foderation (Tschetschenien) - trotz der vom Asylgerichtshof nicht auller Acht gelassenen teilweise angespannten
Sicherheitssituation - derzeit eine "extreme Gefahrenlage" vergleiche etwa VWGH 16.04.2002, ZI. 2000/20/0131) im
Sinne einer dermalen schlechten wirtschaftlichen oder allgemeinen (politischen) Situation herrschen wirde, die fir
sich genommen bereits die Zulassigkeit der Abschiebung als unrechtmaflig erscheinen lieRe.

Die Beschwerde gegen Spruchpunkt Il. des angefochtenen Bescheides war daher insgesamt ebenfalls abzuweisenDie
Beschwerde gegen Spruchpunkt rémisch zwei. des angefochtenen Bescheides war daher insgesamt ebenfalls
abzuweisen.

3.4. Gemall § 10 Abs. 1 Asylgesetz 2005, BGBI. Nr. 100 i.d.F.BGBI. | Nr. 122/2009, ist eine Entscheidung nach diesem
Bundesgesetz mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn3.4. Gemal Paragraph 10, Absatz eins, Asylgesetz 2005, BGBI.
Nr. 100 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 122 aus 2009,, ist eine Entscheidung nach diesem Bundesgesetz
mit einer Ausweisung zu verbinden, wenn

1. der Antrag auf internationalen Schutz zurickgewiesen wird;

2. der Antrag auf internationalen Schutz sowohl bezlglich der Zuerkennung des Status des Asylberechtigten als auch
der Zuerkennung des Status des subsidiar Schutzberechtigten abgewiesen wird;

3. einem Fremden der Status des Asylberechtigten aberkannt wird, ohne dass es zur Zuerkennung des Status des
subsidiar Schutzberechtigten kommt oder

4. einem Fremden der Status des subsididr Schutzberechtigten aberkannt wird
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und kein Fall der 88 8 Abs. 3a oder 9 Abs. 2 vorliegtund kein Fall der Paragraphen 8, Absatz 3 a, oder 9 Absatz 2,
vorliegt.

Gemall § 10 Abs. 2 Asylgesetz 2005, BGBI. | Nr. 100 i.d.F.BGBI. | Nr. 29/2009, sind Ausweisungen nach Abs. 1
unzulassig, wennGemal Paragraph 10, Absatz 2, Asylgesetz 2005, BGBI. rémisch eins Nr. 100 in der Fassung
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009,, sind Ausweisungen nach Absatz eins, unzuldssig, wenn

1. dem Fremden im Einzelfall ein nicht auf dieses Bundesgesetz gestutztes Aufenthaltsrecht zukommt oder

2. diese eine Verletzung von Art. 8 EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen2. diese eine
Verletzung von Artikel 8, EMRK darstellen wiirden. Dabei sind insbesondere zu bertcksichtigen:

die Art und Dauer des bisherigen Aufenthalts und die Frage, ob der bisherige Aufenthalt des Fremden rechtswidrig

war;
das tatsachliche Bestehen eines Familienlebens;
die Schutzwurdigkeit des Privatlebens;

der Grad der Integration

die Bindungen zum Herkunftsstaat des Fremden;
die strafgerichtliche Unbescholtenheit;

VerstoRe gegen die Offentliche Ordnung, insbesondere im Bereich des Asyl, Fremdenpolizei- und
Einwanderungsrechts;

die Frage, ob das Privat- und Familienleben des Fremden in einem Zeitpunkt entstand, in dem sich die Beteiligten ihres
unsicheren Aufenthaltsstatus bewusst waren.

Die Beschwerde gegen die Spruchpunkte I. und Il. des angefochtenen Bescheides ist im gegenstandlichen Fall
abgewiesen worden, sodass - falls damit kein unzulassiger Eingriff in die durch Art. 8 EMRK verburgten Rechte vorliegt -
die Entscheidung mit einer Ausweisung zu verbinden ist.Die Beschwerde gegen die Spruchpunkte rémisch eins. und
réomisch zwei. des angefochtenen Bescheides ist im gegenstandlichen Fall abgewiesen worden, sodass - falls damit kein
unzuldssiger Eingriff in die durch Artikel 8, EMRK verblrgten Rechte vorliegt - die Entscheidung mit einer Ausweisung

zu verbinden ist.

Gemal Art. 8 Abs. 1 EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung
und seines Briefverkehrs. GemalR Art. 8 Abs. 2 EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behorde in die Austibung dieses
Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MaRnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft flr die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der
Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.GemalR Artikel 8, Absatz
eins, EMRK hat jedermann Anspruch auf Achtung seines Privat- und Familienlebens, seiner Wohnung und seines
Briefverkehrs. GemaR Artikel 8, Absatz 2, EMRK ist der Eingriff einer 6ffentlichen Behodrde in die Austibung dieses
Rechts nur statthaft, insoweit dieser Eingriff gesetzlich vorgesehen ist und eine MalRnahme darstellt, die in einer
demokratischen Gesellschaft fur die nationale Sicherheit, die 6ffentliche Ruhe und Ordnung, das wirtschaftliche Wohl
des Landes, die Verteidigung der Ordnung und zur Verhinderung von strafbaren Handlungen, zum Schutz der

Gesundheit und der Moral oder zum Schutz der Rechte und Freiheiten anderer notwendig ist.

Wie der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu entnehmen ist (vgl. VWGH 12.12.2007, ZI2007/19/1054-7), wollte
der Gesetzgeber mit der Einfihrung des Familienverfahrens die Familieneinheit im Asylverfahren in der Weise starken,
dass allen Angehorigen einer "Kernfamilie" (8 1 Z 6 Asylgesetz 1997 idF BGBI. | Nr. 101/2003) die gleiche Rechtsstellung
zukommt. Damit sollte verhindert werden, dass es durch verschiedene rechtliche Behandlung einzelner
Familienmitglieder - entgegen dem in Art. 8 Abs. 1 EMRK festgelegten Gebot der Achtung des Familienverbandes - zur
Trennung von Familien kommen kann.Wie der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu entnehmen ist vergleiche
VwGH 12.12.2007, ZI.2007/19/1054-7), wollte der Gesetzgeber mit der Einfuhrung des Familienverfahrens die
Familieneinheit im Asylverfahren in der Weise starken, dass allen Angehdrigen einer "Kernfamilie" (Paragraph eins,
Ziffer 6, Asylgesetz 1997 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 101 aus 2003,) die gleiche Rechtsstellung
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zukommt. Damit sollte verhindert werden, dass es durch verschiedene rechtliche Behandlung einzelner
Familienmitglieder - entgegen dem in Artikel 8, Absatz eins, EMRK festgelegten Gebot der Achtung des
Familienverbandes - zur Trennung von Familien kommen kann.

Wenn das Bundesasylamt fur einzelne Familienmitglieder - etwa mangels Zustandigkeit gemal der jeweils
anzuwendenden Rechtslage - keine Ausweisung verfugt hat, so ist es nach Ansicht des Verwaltungsgerichtshofes der
Berufungsinstanz (nunmehr: Beschwerdeinstanz) verwehrt, fir Angehoérige Ausweisungen "nachzutragen”, um die
Rechtsposition der Familie zu vereinheitlichen. In derartigen Fallen hatte Gber die Ausweisung die Fremdenbehérde zu
entscheiden.

Far Falle, in denen einzelne Mitglieder einer "Kernfamilie" von den Asylbehdérden, andere aber von den
Fremdenbehdrden auszuweisen waren, hat der Gesetzgeber weder Vorkehrungen fur ein koordiniertes Vorgehen
noch fur eine einheitliche Ausweisungsentscheidung getroffen. Auch § 38 AVG bietet dafiir keine Losung. Ein Ergebnis,
wonach etwa ein minderjahriger Beschwerdefihrer auf Grund der asylrechtlichen Ausweisung das Bundesgebiet ohne
seine Eltern zu verlassen hat, weil diese keine asylrechtliche Ausweisung erhalten haben, das also zu seiner Trennung
von der Kernfamilie fihren wirde, wiirde den oben dargestellten Intentionen des Gesetzgebers bei Einfihrung des
Familienverfahrens widersprechen und ware ein Eingriff in das durch Art. 8 EMRK geschitzte Recht auf Familienleben,
far den - auch unter BerUcksichtigung der offentlichen Interessen - keine Rechtfertigung zu erkennen ist.Fir Falle, in
denen einzelne Mitglieder einer "Kernfamilie" von den Asylbehdrden, andere aber von den Fremdenbehérden
auszuweisen waren, hat der Gesetzgeber weder Vorkehrungen fiir ein koordiniertes Vorgehen noch fir eine
einheitliche Ausweisungsentscheidung getroffen. Auch Paragraph 38, AVG bietet daflr keine L&sung. Ein Ergebnis,
wonach etwa ein minderjahriger Beschwerdefuhrer auf Grund der asylrechtlichen Ausweisung das Bundesgebiet ohne
seine Eltern zu verlassen hat, weil diese keine asylrechtliche Ausweisung erhalten haben, das also zu seiner Trennung
von der Kernfamilie fihren wirde, wiirde den oben dargestellten Intentionen des Gesetzgebers bei Einfihrung des
Familienverfahrens widersprechen und ware ein Eingriff in das durch Artikel 8, EMRK geschitzte Recht auf
Familienleben, fir den - auch unter BerUcksichtigung der 6ffentlichen Interessen - keine Rechtfertigung zu erkennen
ist.

Um das vom Gesetzgeber intendierte und verfassungsrechtlich gebotene Ergebnis zu erzielen, ist nach Auffassung des
Verwaltungsgerichtshofes in  einem Fall, in dem ein minderjdhriger Asylwerber eine erstinstanzliche
Ausweisungsentscheidung erhalten hat, nicht aber seine Eltern (auf Grund der Rechtslage vor der Asylgesetznovelle
2003), die erstinstanzliche Ausweisung in Bezug auf den Minderjahrigen ersatzlos zu beheben (vgl. in diesem Sinn auch
VwWGH 16.01.2008, ZI.2007/19/0851; 31.01.2008, ZI.2007/01/1060 bis 1062-10; 09.04.2008, ZI.2008/19/0205;
16.04.2008, ZI.2007/19/0037).Um das vom Gesetzgeber intendierte und verfassungsrechtlich gebotene Ergebnis zu
erzielen, ist nach Auffassung des Verwaltungsgerichtshofes in einem Fall, in dem ein minderjahriger Asylwerber eine
erstinstanzliche Ausweisungsentscheidung erhalten hat, nicht aber seine Eltern (auf Grund der Rechtslage vor der
Asylgesetznovelle 2003), die erstinstanzliche Ausweisung in Bezug auf den Minderjahrigen ersatzlos zu beheben
vergleiche in diesem Sinn auch VwGH 16.01.2008, ZI.2007/19/0851; 31.01.2008, ZI.2007/01/1060 bis 1062-10;
09.04.2008, ZI. 2008/19/0205; 16.04.2008, ZI.2007/19/0037).

Diese Erwagungen des Verwaltungsgerichtshofes gelten - nach Ansicht des hier erkennenden Senats trotz des durch
die mittels BGBI. | Nr. 29/2009 durchgefihrte Novellierung des Asylgesetzes 2005 nunmehr in Geltung befindlichen§
10 Abs. 5 AsylG 2005 (vgl. hierzu das Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom 07.03.2011, ZI. D1 302950-1/2008/7E) - auch
far die vorliegende Konstellation, in welcher hinsichtlich des Beschwerdefiihrers aufgrund der Rechtslage nach dem
Asylgesetz 1997 in der FassungBGBI. | Nr. 101/2003 eine Ausweisung ausgesprochen wurde, eine
Ausweisungsentscheidung  hinsichtlich ~ seiner ~ Ehefrau  jedoch  unterblieb.Diese  Erwagungen  des
Verwaltungsgerichtshofes gelten - nach Ansicht des hier erkennenden Senats trotz des durch die mittels
Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr. 29 aus 2009, durchgefihrte Novellierung des Asylgesetzes 2005 nunmehr in Geltung
befindlichen Paragraph 10, Absatz 5, AsylG 2005 vergleiche hierzu das Erkenntnis des Asylgerichtshofes vom
07.03.2011, ZI. D1 302950-1/2008/7E) - auch fir die vorliegende Konstellation, in welcher hinsichtlich des
Beschwerdefiihrers aufgrund der Rechtslage nach dem Asylgesetz 1997 in der Fassung Bundesgesetzblatt Teil eins, Nr.
101 aus 2003, eine Ausweisung ausgesprochen wurde, eine Ausweisungsentscheidung hinsichtlich seiner Ehefrau
jedoch unterblieb.

Wie der zuvor referierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes entnommen werden kann, ist es dem Asylgerichtshof
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verwehrt, die (unterbliebene) Ausweisung einzelner Familienangehdriger (i.S.d. 8 1 Z 6 Asylgesetz 1997) mit Blick auf die
Ausweisung anderer Familienangehdriger "nachzutragen". Da die Durchfiihrung der Ausweisung des
Beschwerdefiihrers - mangels Ausweisung seiner Ehefrau - zu einer mit Art. 8 EMRK in Widerspruch geratenden
Trennung der (Kern-)Familie fuhren wirde, war der dritte Spruchpunkt des erstinstanzlichen Bescheides somit
ersatzlos zu beheben.Wie der zuvor referierten Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes entnommen werden kann, ist
es dem Asylgerichtshof verwehrt, die (unterbliebene) Ausweisung einzelner Familienangehdériger (i.S.d. Paragraph eins,
Ziffer 6, Asylgesetz 1997) mit Blick auf die Ausweisung anderer Familienangehoriger "nachzutragen". Da die
Durchfuhrung der Ausweisung des Beschwerdeflihrers - mangels Ausweisung seiner Ehefrau - zu einer mit Artikel 8,
EMRK in Widerspruch geratenden Trennung der (Kern-)Familie fihren wirde, war der dritte Spruchpunkt des
erstinstanzlichen Bescheides somit ersatzlos zu beheben.

Der Vollstandigkeit halber anzumerken bleibt noch, dass durch den Asylgerichtshof aufgrund der eben erlduterten
Behebung des Spruchpunktes Ill. auf im gegenstandlichen Verfahren allféllig geltend gemachte
Integrationsbestrebungen des Beschwerdefiihrers in Osterreich nicht néher einzugehen war.Der Vollstandigkeit halber
anzumerken bleibt noch, dass durch den Asylgerichtshof aufgrund der eben erlduterten Behebung des Spruchpunktes
rémisch drei. auf im gegenstandlichen Verfahren allfdllig geltend gemachte Integrationsbestrebungen des
Beschwerdefiihrers in Osterreich nicht ndher einzugehen war.

Schlagworte

Familieneinheit, gesteigertes Vorbringen, Glaubwurdigkeit, Haft, mangelnde Asylrelevanz, Misshandlung, non
refoulement, Spruchpunktbehebung-Ausweisung, Volksgruppenzugehorigkeit, Widerstandskampfer
Zuletzt aktualisiert am

27.04.2011

Quelle: Asylgerichtshof AsylGH, http://www.asylgh.gv.at
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